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Grüne raus – SPD rein – CDU führt an
Wir sind die Expertinnen und Experten – ohne uns läuft nichts!

Die Forderungen der Demonstration der GEW am 20. September 2023 in Frankfurt am Main gelten der neuen Landesregierung: Die 
Bildungspolitik in der nächsten Legislaturperiode muss dringend neu ausgerichtet werden. Die verschiedenen Bildungsbereich haben 
inzwischen mit Aktionen nachgelegt. – Foto rechts: Dieser Schildhinweis bedeutet auch, nicht auf die Infl uencer und Berater bis hin 
zu BlackRock im Opernturm im Hintergrund zu hören.

Es bahnt sich eine neue Koaliti-
on im Lande Hessen an. Die SPD 
führt Koalitionsverhandlungen 
mit der CDU. Trotz des deutli-
chen Unterschieds bei den Wahl-
ergebnissen wäre es eine gute 
Gelegenheit für die SPD, auch 
eige ne Inhalte gerade auch im 
Bereich der Bildungspolitik un-
terzubringen, gerade hier gab 
es ja auch deutliche Unterschie-
de zur CDU. Und Veränderun-
gen wären dringend notwendig.
Um beispielsweise dem Fach-
kräf temangel in den Bil dungs-
ein richtungen entgegenzuwirken, 
bräuchte es deutlich mehr als ein 
paar kleine Quereinstiegs- und 
Weiterbildungsprogramme: Jobs 
im pädagogisch-wissenschaftli-
chen Bereich bräuchten bessere 
Rahmenbedingungen. Ob es so 
kommen wird, ist aber ungewiss. 

Um so wichtiger ist es, dass 
die GEW und die Kol le g*in nen 
aus den Bildungseinrichtungen 
für ihre Interessen und Anliegen
öff entlichkeitswirksam eintreten!
Auf die erste Gelegenheit braucht 
man nicht lange zu warten: Am 
14. 2. 23 ist die erste Verhand-
lungsrunde für den Tarifvertrag 

des Landes Hessen in Wiesba-
den.Wer den Auftakt begleiten 
will ist herzlich dazu eingeladen, 
gemeinsam mit uns ab 13.00 
Uhr vor dem Innenministerium 
ein erstes (Ausrufe-)Zeichen zu 
setzen!

Da unter keiner Landesre-
gierung zu erwarten ist, hierbei 
gleich ein Ergebnis zu erzielen, 
wird es im Verlauf der Tarifaus-
einandersetzung durchaus Gele-
genheit geben, dies auch noch im 
März fortzusetzen oder dazuzu-
stoßen. Im März kann es durch-
aus zu Warnstreikaktionen kom-
men und auch die verbeamteten 
Kolleg*innen können an Solida-
ritätsaktionen teilnehmen. 

Auch zu weiteren Themen
wie Arbeitszeiterfassung bzw. 
-verminderung, Befristungen, 
Fachkräftemangel und vieles 
mehr wird es die GEW und euch 
brauchen, um für die Beschäftig-
ten positive  Ergebnisse zu erzie-
len. Wir laden euch herzlich ein, 
mit dabei zu sein, wenn wir ge-
meinsam für bessere Bedingun-
gen eintreten!

Laura Preusker
und Sebastian Guttmann

Uns selbst vertrauen!

Die Landtagswahl in Hessen wur-
de von den WählerInnen off ensicht-
lich für einen Vertrauensentzug in 
Bezug auf die Bundesregierung ge-
nutzt. Der Rechtsruck ist erheblich 
Bezeichnend, dass zwar das staat-
liche Kreditaufnahmeverbot (vul-
go Schuldenbremse) inzwischen 
fast nur noch von der FDP vertei-
digt wird, aber die einzige Partei im
hessischen Landtag, die dieses Ver-
bot 2011 mit den Gewerkschaften 

bekämpft hat, aus demselben her-
ausgewählt wurde. 

Mit der SPD, die das Kultusmi-
nisterium – wie zu hören ist – nicht 
begehrt, an der Leine der CDU und 
mit der AfD statt der Linken als Op-
position sind wir noch mehr als bis-
her auf unsere eigene Kompetenz, 
Expertise und unsere „systemrele-
vante“ Bedeutung verwiesen. 

Dabei können wir auf gute Er-
fahrungen zurückgreifen: auf die 

größte Demo in der Geschichte 
Hessens 2003 gegen Roland Kochs 
Kahlschlagspolitik, auf die Flut von 
Belastungsanzeigen, auf den Erfolg 
bei A13 für Grundschullehrkräf-
te nach vielen Aktionen, auf den 
Nachweis des Lehrkräftemangels 
und der Untätigkeit des Kultusmi-
nisters und auf unsere Arbeitszeit- 
und Belastungsstudie. 
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Warum einen Personalrat an
der Schule wählen?
Personalräte geben auf allen Ebe-
nen den Beschäftigten eine Stimme 
gegenüber der Dienststellenleitung. 
Sie achten darauf, dass rechtliche 
Vorschriften, die zu Gunsten der 
Beschäftigten bestehen, eingehalten 
werden. Sie wachen darüber, dass 
die Beschäftigten gleich und gerecht 
behandelt werden. Sie nehmen Be-
schwerden entgegen und wirken 
darauf hin, dass Missstände von 
der Dienststelle beseitigt werden.

Sie starten Initiativen, um Ar-
beitsbedingungen zu verbessern. 
Sie beraten und helfen ihren Kol-
leginnen und Kollegen bei dienst-
lichen Fragestellungen. In der Re-
gel sind sie gut informiert, weil die 
Personalräte auf die Unterstützung 
und Zuarbeit durch ihre Gewerk-
schaft und ihrer Gesamtpersonal-
räte zählen können. Personalräte 
bekommen Rundmails des Gesamt-
personalrats, die ihnen die neuen 
Informationen, aktuellen Erlasse, 
Absprachen mit den Schulämtern, 
Dienstvereinbarungen etc. zeitnah 
zur Verfügung stellen und erläutern. 
Dies ist nötig, um vor Ort die Ar-
beitsbedingungen zu beeinfl ussen. 

Es gibt zahlreiche Schulungen, 
die meist kostenfrei sind oder deren 
Kosten von der Dienststelle über-
nommen werden.

Die Rechte des PR sind vielfältig 
und decken alle Arbeitsbereiche ab. 
Nicht nur bei personellen Entschei-
dungen wie Einstellungen, Verset-
zungen, Abordnungen, Besetzung 
von Funktions- und Beförderungs-
stellen haben sie ein Mitbestim-
mungsrecht. Ebenso wichtig ist ihr 
Mitbestimmungsrecht bei sozialen 
Angelegenheiten wie zum Beispiel 
der Einführung von Maßnahmen, 
die der Hebung der Arbeitsleistung 
dienen oder die Arbeitsplätze umge-
stalten sollen. Zur Mitbestimmung 
gehören neben anderem auch die 
Felder der Ablehnung von Urlaub, 
Kündigungen, des Verhaltens der 
Beschäftigten an der Dienststelle, 
die Einrichtung neuer technischer 
Anlagen und der Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz. Ein Personalrat 
hat Mitbestimmung, wenn Teilzeit 
oder Sabbatjahre abgelehnt wer-
den! Dazu kommen weitreichende 
Informations- und Mitwirkungs-
rechte, das Initiativrecht und vie-
les mehr. Ein Personalrat kann zu 
allen dieser Themen Dienstverein-
barungen abschließen, welche die 
Bedingungen vor Ort erheblich ver-
bessern können.

Kollegien ohne Personalrat 
haben eine leisere Stimme …
Kollegien ohne Personalrat haben 
eine leisere Stimme, wesentlich we-
niger Informationen und deutlich 
weniger Einfluss- und Überwa-
chungsmöglichkeiten in Bezug auf 
Einstellungen, Arbeitsbedingungen, 
Abordnungen und Versetzungen so-
wie andere wichtige Rah menbe din-
gun gen. Es gibt in Schulen oh ne PR 
keine „Beschwerdestel le“, die regu-

pädagogischen Fachkräfte am Staat-
lichen Schulamt Frankfurt. Immer 
wenn mehrere Schulen in Frankfurt 
von Entscheidungen des Staatlichen 
Schulamts betroff en sind, fällt die 
personalrätliche Mitbestimmung in 
die Zuständigkeit des Gesamtperso-
nalrats. Auch achtet der Gesamtper-
sonalrat darauf, dass Verwaltungs-
vorschriften und Gerichtsurteile, 
die zu Gunsten der Beschäftigten 
sind, auch umgesetzt werden. Der 
Gesantpersonalrat schließt Dienst-
vereinbarungen zu Themen wie bei-
spielsweise elektronische Kommuni-
kation oder Teilzeit mit dem Staat-
lichen Schulamt ab.

Auch versteht sich der Gesamt-
personalrat als Unterstützung für 
Schulische Personalräte. Die Per-
sonalräte werden regelmäßig über 
die Themen in Gesamtpersonalrat 
informiert und auch bei aktuellen 

einen Vorschlag zur Einigung zu 
unterbreiten hat.

Durch die Zusammenarbeit wird 
Personalratsarbeit wirkungsvoll
Alle drei Ebenen der Personalratsar-
beit haben ihre Berechtigung; man-
che Sachverhalte müssen allgemein, 
andere konkret vor Ort geklärt und 
geregelt oder konkretisiert werden.  
Aber erst durch die Verbindung und 
das Zusammenwirken entfaltet sich 
die volle Wirkung. Kommunikati-
on und Austausch ist hierbei wich-
tig und wird für die Frankfurter Be-
lange durch den Gesamtpersonalrat 
koordiniert.

Warum Wahlvorstand werden? 
–  Unterstützung durch den 
Gesamtwahlvorstand

Die zuvor genannten Gründe gelten 
damit natürlich auch für die Frage, 
warum mensch sich die Mühen des 
Amtes eines Wahlvorstands aufhal-
sen sollte. Hinzu kommt, dass euer 
Tun als Wahlvorstände überhaupt 
erst das Recht des Kollegiums zu den 
drei Wahlen ermöglicht. Und auch 
die Schulwelt ist eine bessere mit 
aktivem und passivem Wahlrecht!

Übrigens können bei Personal-
ratswahlen anders als bei anderen 
Wahlen auch Kandidierende oder 
amtierende Mitglieder des Perso-
nalrats das Amt des Wahlvorstan-
des übernehmen. Das HPVG kennt 
einzig die Voraussetzung, dass die 
Mitglieder des Wahlvorstands selbst 
das Wahlrecht innehaben müssen.

Der Gesamtwahlvorstand 
(GWV) ist primär für die Durch-
führung der Wahl zum Gesamt-
personalrats Schule in Frankfurt 
zuständig und kooperiert, auch für 
die Durchführung der Hauptperso-
nalratswahl, mit dem Hauptwahl-
vorstand und den örtlichen Wahl-
vorständen in den Schulen. Darum 
ist der GWV auch der Ansprech-
partner bei allen off enen Fragen zu 
den Wahlen von GPRS und HPRS.

Auch wenn die örtlichen Wahl-
vorstände souverän die Durchfüh-
rung der Wahl zum Schulpersonal-
rat verantworten, kann auch bei of-
fenen Fragen zu dieser Wahl der Rat 
des GWV eingeholt werden. Bitte 
lest aber zuvor die Handreichungen 
des GWV aufmerksam durch oder 
schlagt im Wahlhandbuch der GEW 
nach (vgl. Link unten). In der Regel 
beantwortet euch Dirk Kretschmer 
als Vorsitzender des GWV eure Fra-
gen. Seine Kapazitäten sind jedoch 
begrenzt, da auch er ein Kollege im 
aktiven Schuldienst ist. 

Warum sich als Wahlvorstand 
fortbilden?

Wie bei allen Tätigkeiten nicht nur 
in Schule ist eine gute Aus- und Fort-
bildung auch als Wahlvorstand das 
A und O, um ohne den zusätzlichen 
Stress der Unwissenheit handeln zu 
können. Darum bieten wir euch am 
19. Dezember und am 16. Janu-
ar jeweils eine thematisch gleiche 
Fortbildung an. Die Fortbildungen 
werden vom Kollegen Kretschmer 
als aktives Mitglied des Bezirksvor-
stands zusammen mit dem Kolle-
gen Thomas Sachs durchgeführt, 
der vor Dirk ebenso als Vorsitzen-
der des GWV jahrelang tätig war.

Das Amt des Wahlvorstands 
ist mit dem Recht auf eine solche 
Fortbildung verbunden. Der § 39 
des HPVG, der für Personalräte in 
diesem Sinne das Recht auf Dienst-
befreiung festlegt, gilt sinngemäß 
ebenfalls für Wahlvorstände. Unse-
re Schulungen werden von der lea-
Bildungsgesellschaft durchgeführt, 
der gemeinnützigen Bildungsgesell-
schaft der GEW Hessen. Die Kos-
ten für die Fortbildung muss das 
Land übernehmen. Die Kostenab-
wicklung wird im Namen der Teil-
nehmenden von lea durchgeführt.

https://kurzelinks.de/fobi19122023
https://kurzelinks.de/fobi16012024
https://gew-hessen-personalratswah-
len.de/2024-wahlhandbuch

Personalratswahlen im Mai 2024 
Zeit für starke Personalräte!

Die Personalversammlung als Organ der gemeinsamen 
Willensbildung und Willensäußerung nutzen
Die Personalversammlung ist in den §§ 43 – § 46 des Hessischen Personalvertretungs-
gesetzes geregelt: ein Gremium zwischen Personalrat und Kollegium.

Eine Personalversammlung (PV) in der Schule bietet Lehrerinnen und Lehrern die 
Möglichkeit, sich über wichtige Themen auszutauschen, neue Informationen zu erhal-
ten und gemeinsam an der Weiterentwicklung der Schule zu arbeiten. Es ist eine Ge-
legenheit, um über pädagogische Ansätze, Unterrichtsmaterialien, Schulprogramme 
und andere relevante Themen zu diskutieren. Es kann auch genutzt werden, um He-
rausforderungen zu besprechen und Lösungen zu fi nden. Es ist wichtig, dass Lehrer 
und Lehrerinnen diese Versammlungen aktiv nutzen, um ihre Anliegen und Ideen ein-
zubringen und so zur Verbesserung der Schule beizutragen.

PVs fi nden grundsätzlich während der Arbeitszeit statt. Besondere Vorschriften 
bezüglich der Einberufung der Versammlung (Form, Frist) gibt es nicht. Der oder die 
Vorsitzende des Personalrats hat jedoch sicherzustellen, dass alle Beschäftigten recht-
zeitig und unter Angabe der Tagesordnung geladen werden.

Eine PV sollte einmal pro Halbjahr abgehalten werden. Es zeigt sich als äußerst 
sinnvoll, im Vorfeld gemeinsam mit der Schulleitung Zeiten festzulegen, an denen eine 
PV während der Arbeitszeit stattfi nden kann, so dass möglichst viele Kolleginnen und 
Kollegen an der PV teilnehmen. Die Schulleitung nimmt in der Regel nicht an der PV teil.

Diane Fehrensen (ÖPR)

Am 14. und 15. Mai 2024 fi nden
die regelmäßigen Personalrats-
wahlen in Hessen statt. An allen 
Schulen müssen deshalb Wahl-
vorstände gebildet und der Wahl-
vorgang begonnen werden.Dies
zu leisten ist unter den Bedin-
gungen des Schulalltags nicht im-
mer einfach – aber es lohnt sich!

An den öff entlichen Schulen  
werden an diesem Termin gleich 
drei Personal räte gewählt, der 
Örtliche (Schuli sche) Personal-
rat, der Gesamt personalrat
Schule am Staat lichen Schul-
amt und der Hauptpersonalrat 
Schule am Hessischen Kultus-
ministerium.

läre, rechtlich bindende Möglichkei-
ten hat, Maßnahmen beantragen, 
initiieren, ablehnen oder durchset-
zen kann, auf den Dienstweg nicht 
angewiesen ist und Zugriff  auf an-
sonsten datengeschützte Informa-
tionen bekommt.

Und ja, es ist Arbeit – aber es 
macht auch sehr viel Sinn. Und: je-
de/r Per so nal rä t*in wird mit (min-
destens) einer Stunde entlastet, kann 
nicht gegen seinen/ihren Willen 
abgeordnet oder versetzt werden 
und genießt auch sonst besonderen 
Schutz – und erlernt Kompetenzen! 
– Kurz: Stärkt euch selbst und wählt 
einen Personalrat!

Unterstützung bekommt ihr 
Personalräte bei eurem GPR (GPRS.
SSA.Frankfurt@kultus.hessen.de) 
und in vielen Schulungen (z. B. ht-
tps://akkreditierung.hessen.de/cata-
log – Freitextsuche „Personalräte.

Warum Gesamtpersonalrat und 
Hauptpersonalrat wählen?

Der Gesamtpersonalrat Schule ist die 
Personalvertretung der an Schulen 
beschäftigten Lehrkräfte und Sozial-

Fragestellungen unterstützt. Hier-
zu werden auch immer wieder Per-
sonalrätetreffen und Schulungen 
angeboten. 

Der Hauptpersonalrat Schule ist 
beim Hessischen Kultusministe-
rium in Wiesbaden eingerichtet. 
Sein Verhandlungspartner ist der 
Kultusminister, der diese Aufgabe 
jedoch in der Regel an eine vertre-
tungsberechtigte Person delegiert.

Der Hauptpersonalrat befasst 
sich mit allen Fragen, die alle Be-
schäftigten im hessischen Schul-
dienst betreff en. Er diskutiert mit 
der obersten Behörde beabsichtigte 
Erlasse, Verordnungen und Gesetze 
und gibt dazu Stellungnahmen ab. 
Es werden auch Regelungen initi-
iert, die hessenweit die Arbeitssitu-
ation der Beschäftigten verbessern.

Personalrätliche Beteiligungs-
angelegenheiten, die an Schulen 
oder im Gesamtpersonalrat nicht 
einvernehmlich entschieden werden 
konnten, verhandelt der Hauptper-
sonalrat mit dem Kultusministe-
rium erneut. Gegebenenfalls wird 
eine Einigungsstelle gebildet, die 

Die Frankfurter Bezirksvorsitzenden Sebastian Guttmann und Laura Preusker am 20. 9.  
2023 auf dem Opernplatz
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editorial

Als erste hat Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann, FDP öf-
fentlich eine Feindbilderziehung 
gefordert. Sie ist seit 2017 Mit-
glied des Deutschen Bundesta-
ges, gegenwärtig u.a. ordentli-
ches Mitglied des Verteidigungs-
ausschusses, verteidigungspoli-
tische Sprecherin der FDP-Bun-
destagsfraktion, Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Verteidigung der 
Fraktion, ordentliches Mitglied 
der Parlamentarischen Ver-
sammlung der NATO, Mitglied 
des Präsidiums des Förderkrei-
ses Heer e. V., Vizepräsidentin 
der Deutschen Atlantischen Ge-
sellschaft und Mitglied des Bei-
rats der Bundesakademie für Si-
cherheitspolitik. Bis Ende Mai 
2023 war sie auch Mitglied des 
Präsidiums der Deutschen Ge-
sellschaft für Wehrtechnik e.V., 
Bonn. 

Somit ist sie bestens ver-
netzt und mit den Interessen der 
Rüstungsunternehmen diesseits 
und jenseits des Atlantiks, ihrer 
Lobby und den korrespondie-
renden politischen Gremien in 
Deutschland bestens vertraut.

Am 31. Mai 2022, rund
einen Monat nach Beginn des 
Ukrainekrieges, forderte Strack-
Zimmermann im Interview mit 
der Leiterin des RND-Haupt-
stadtbüros, dass die Bundeswehr 
neu ausgerichtet werde – mit 
Russland als Feindbild: „Was 
wir brauchen – das mag marti-
alisch klingen – Sie brauchen, 
um aus Sicht der Bundes wehr 
zu agieren, ein Feindbild“. 
„Jetzt wissen wir, wie ein Feind 
aussehen könnte, in diesem Fall 
aussieht.“ – Und weiter: „Das 
heißt, Sie brauchen ein Bild eines
möglichen Feindes, der unsere
Freiheit und Demokratie besei-
tigen will. Und das sehen wir 
jetzt  gerade.“ (DWN vom 31.
 5. 2022)

Für die hessischen Delegierten 
war es Anlass, den folgenden 
Antrag auf dem GEW-Gewerk-
schaftstag vom 21.– 24. Juni  
2022 in Leipzig zu stellen, der 
auch angenommen wurde. In 
dem Antrag hieß es: Die GEW 
ist entsetzt darüber, dass im Ge-
folge des Ukraine-Kriegs auch 
bisher unumstrittene Eziehungs-
und Bildungsgrundsätze in Fra-
ge gestellt werden.

Wenn jetzt von Frau Strack-
Zimmermann die Arbeit an 
Feindbildern gefordert wird, 
oder von der Außenministerin 
Annalena Baerbock, Grüne da-
zu aufgerufen wird, gegen „die 
Kriegsmüdigkeit“ anzugehen, 
dann wäre das eine komplette 
Abkehr von dem, was wir bis-
her als ErzieherInnen und Lehr-
kräfte zu tun gehalten waren. 
Dazu darf es nicht kommen!

Denn das wäre das Gegen-
teil von dem, was die Schul-
gesetze in ihrem Bildungs- und 
Erziehungsauftrag verankert 
haben.

So gibt zum Beispiel das 
Hessische Schulgesetz in seinem 
Bildungs- und Erziehungsauf-
trag für die Schule vor, neben 
der Anerkennung der Wertord-
nung des Grundgesetzes und der 
Verfassung des Landes Hessen 
„Menschen anderer Herkunft, 
Religion und Weltanschauung 
vorurteilsfrei zu begegnen und 
somit zum friedlichen Zusam-
menleben verschiedener Kultu-
ren beizutragen sowie für die 
Gleichheit und das Lebensrecht 
aller Menschen einzutreten“. 
(Auszug)

„Die Schülerinnen und 
Schüler sollen insbesondere ler-
nen, die Fähigkeit zur Zusam-
menarbeit und zum sozialen 
Handeln zu entwickeln, Kon-
fl ikte vernünftig und friedlich
zu lösen, aber auch Konfl ikte
zu ertragen, sich Informationen 
zu verschaff en, sich ihrer kri-
tisch zu bedienen, um sich eine
 eigenständige Meinung zu bil-
den und sich mit den Auff assun-
gen Anderer unvoreingenom-
men auseinander setzen zu 
können.“(Auszug)

Dies wird in der Praxis an-
gesichts der medialen Überwälti-
gung ohnehin schon schwierig.

Inzwischen hat Verteidigungs-
minister Pistorius, SPD noch 
nachgelegt. Ende Oktober 2023 
sagte er: „Wir brauchen einen
Mentalitätswechsel. In der Trup-
pe, da ist er in vollem Gange. 
Das merke ich zum Beispiel, 
wenn wir über die Brigade Li-

tauen sprechen. Wir brauchen 
ihn im BMVg (Bundesverteidi-
gungsministerium, d. V.), da ha-
ben wir die Weichen gestellt. 
Wir brauchen ihn aber auch in 
der gesamten Gesellschaft, und 
wir brauchen ihn auch in der 
Politik. (…)

Aber, ganz wichtig, auch 
der Mentalitätswechsel in der 
Gesellschaft ist richtig. Wir 
müssen uns wieder an den Ge-
danken gewöhnen, dass die Ge-
fahr eines Krieges in Europa 
drohen könnte, und das heißt, 
wir müssen kriegstüchtig wer-
den, wir müssen wehrhaft sein 
und die Bundeswehr und die 

Gesellschaft dafür aufstellen. 
(ZDF 29. 10. 2023) 

Machen wir uns klar, was das 
bedeutet. Feindbilder bedeuten 
zunächst eine scheinbar einfa-
che Antwort auf ein politisches 
Ereignis, weil sie seine Vorge-
schichte außeracht lassen und 
eine komplexe Ursache-Wir-
kungs-Struktur dichotomisch 
auf einen linearen Gegensatz re-
duzieren. 

Und: Feindbilder haben eine 
lange Lebenszeit; sie wieder zu 
korrigieren, dauert i. d. R. weit-
aus länger als sie aufzubauen.

Und wie schnell aus ver-
meintlichen Sicherheiten und 
„Freund-Bildern“ in unserer 
westlichen Wertegemeinschaft“ 
Brüche entstehen können, zeigt 
die erneute Kandidatur von 
Trump in den USA.

CDU-SPD in Hessen
Ein weiterer Problemkomplex 
wird uns vermutlich für die 
Wahldauer der CDU-geführten 
Koalition mit der geschwäch-
ten SPD die nächsten fünf Jah-
re beschäftigen. Für unsere drin-
gendsten Anliegen brauchen wir 
Geld, eine solide vorausschau-
ende Bildungsplanung, den Wil-
len zur Umkehrung der Umver-
teilung von unten nach oben und 
die Beendigung der Privilegien-
Politik. Das Wahlprogramm der 
tonangebenden CDU bietet das 
Gegenteil davon.

Resignation hat allerdings 
noch nie etwas gebracht. Viel-

mehr sollten wir uns immer wie-
der klarmachen, dass WIR die 
women- und men-power in den 
Bildungseinrichtungen sind, d. h. 
die AKTEURE und nicht diejeni-
gen, die eine fehlgeleitete Politik 
passiv hinzunehmen haben. Un-
sere Beratungen sollten vorran-
gig dem Ziel dienen, wie wir die-
se Rolle auch selbstbewusst aus-
füllen können. Immerhin geben 
uns Personalversammlungen und 
Gesamtkonferenzen demokrati-
sche Mittel an die Hand, unse-
ren Einfl uss auszuüben. Gewerk-
schaften und Personalräte gehö-
ren dazu. Ihre Stimmen in 2024 
zu stärken lohnt sich!

Feindbilderziehung – so ungefähr die größt-
mögliche Bildungskatastrophe!

   

CDU-Wahlkampfplakate 1953 und 1949  © WikiCommons / Konrad-Adenauer-Stifung
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Grüne raus – SPD rein 
– CDU führt an …

 „Bei den Schulen hinken wir
in Hessen Lichtjahre hinterher“

All das sind gute Grundlagen, dar-
auf mit berechtigtem Selbstbewusst-
sein aufzubauen. Wenn die CDU 
in Hessen den Kultusminister aus-
wechseln sollte, dann ist dies auch 
ein Zeichen für das Fiasko der hes-
sischen Bildungspolitik.

 Bezeichnend in diesem Zusam-
menhang ist der Rücktritt des Vor-
sitzenden des Landeselternbeirats 
Volkmar Heitmann und vor allem 
dessen Begründung. In einem In-
terview, das Peter Hanack mit ihm 
geführt hat und das in der FR vom 
7.11.2023 veröff entlicht war, betont 
Heitmann folgende Merkmale hes-
sischer Bildungspolitik:

n   Um die Bildungsgerechtigkeit sei 
es schlecht bestellt. Wer das Abitur 
schaff e, kommt mit großer Wahr-
scheinlichkeit aus einer Familie, in 
der auch die Eltern Abitur haben 
und der es fi nanziell gutgeht.
n   Die Schulabbrecherquote von 
mehr als elf Prozent. 
n   Das Recht der Kinder und Ju-
gendlichen auf Gesundheit werde 
bedroht. Das reiche von fehlenden 
Seifenspendern oder Lüftungsanla-
gen bis hin zu fehlenden Schulpsy-
chologen bzw. Kinder- und Jugend-
psychologen oder der unterbesetz-
ten Schulsozialarbeit.
n   Ähnliches gelte für die Inklusion.
n   Und schließlich müssten Lehr-
pläne und Unterrichtsinhalte drin-
gend überarbeitet werden in Rich-
tung „mehr politischen Unterricht, 
mehr Einüben von demokratischer 
Praxis, mehr Informationstechno-
logie im Klassenzimmer.“

Es ist also an uns, den Beschäftigten
im Bildungswesen, unsere Experti-
se, unsere Erfahrungen, unseren Im-
petus zusammen mit unseren Per-
sonalräten und der Gewerkschaft 
und unseren Bündnispartnern als 
eine Kraft einzubringen, an denen 
sich eine neue Landesregierung nicht 
mehr so einfach vorbeimogeln kann. 

Aus dem 
CDU-Wahlprogramm
„Wir wollen unseren Staat verschlan-
ken“

Die CDU will ihre bereits unter 
Roland Koch intensivierte Strategie 
des Staatsabbaus fortsetzen:

„Wir wollen die Staatsquote insgesamt 
senken, dabei Ausgaben zukunftsgerichtet fo-
kussieren, Zukunftsinvestitionen in Schulen, 
Verwaltungsdigitalisierung und Infrastruktur 
erhöhen, konsumtive Ausgaben senken und 
ineffi ziente Subventionen abbauen.“

Aber Vorsicht: „Zukunftsinves-
titionen in Schulen“ kollidiert da-
bei mit dem Ziel der „Senkung kon-
sumtiver Ausgaben“, denn darun-
ter sind die Gehälter der in Bildung 
Beschäftigten und ihre Arbeitsbe-
dingungen zu verstehen. Sie werden 
nach herrschender Wirtschaftsleh-
re nicht als „investiv“, sondern als 
konsumtiv angesehen.

Und an der „Schuldenbremse“ 
wird festhalten, während bei ande-
ren Parteien die Zustimmung brö-
ckelt.

Gleichzeitig wird die Umver-
teilung von unten nach oben fort-
gesetzt:

Die Steuereinnahmen des Lan-
des sollen noch weiter herunterge-
fahren werden durch Entlastung der 
Unternehmen, weitere Aussetzung 
der Vermögensteuer, und Steuerver-
zicht bei der Erbschaftssteuer und 
der Grunderwerbsteuer. 

Separierendes Schulwesen
Gegen „ideologische Experimen-
te auf dem Rücken von Kindern“:  
Deshalb verschiedene Schulformen 
statt „Zwangseinheitsschule“. So-
mit auch Ausbau der Förderschulen 
(„Inklusion hat aber Grenzen“).

Das Gymnasium soll weiter ge-
stärkt werden. Alle Realschulen sol-
len den Hauptschulabschluss an-
bieten können. Private Ersatzschu-
len sollen fester Bestandteil unserer 
Schullandschaft sein.

„Wir treten entschieden gegen Ver-
suche ein, in der Ausbildung der Lehrkräf-
te fachlich begründete Unterschiede zwi-
schen den Schulformen und Professionen 
einzuebnen.“

Immerhin bleibt es bei der An-
hebung der Besoldung der Grund-
schullehrkräfte auf A13.

In allen Bereichen wird verstärkt 
auf Deregulierung gesetzt:

Ganztägige Angebote statt 
Zwang zur Ganztagsschule. „Schu-
len, andere Bildungsinstitutionen, Vereine und 
Ehrenamt können einander ergänzen …“

„Gemeinsam mit den Schulträgern sol-
len mehr Senioren für die Mitarbeit im Ganz-
tag gewonnen werden.“

Kooperationen zwischen Schu-
len und dem örtlichen Ehrenamt wie 
mit Kultur- und Sportvereinen, Ju-
gendfeuerwehren oder Hilfsdiens-
ten sollen angestrebt werden.

Auch beim Schulsport soll verstärkt 
auf die Kooperation mit den Part-
nern aus dem Sport gesetzt werden.

Bei den MINT-Fächern: „Gemein-
sam mit den Industrie- und Wirtschaftsver-
bänden werden wir mit einer neuen Initia-
tive, pensionierte Lehrkräfte und akademi-
sches Personal aus dem naturwissenschaft-
lich-technischen Bereich als Quereinsteiger 
für den Unterricht in MINT-Fächern an Schu-
len gewinnen.“

Gemeinsam mit den Universi-
täten sollen weitere Möglichkeiten 
geprüft werden, „um unsere Studieren-
den frühzeitig in ihrer Tätigkeit an unseren 
Schulen zu unterstützen.“

Die Mobilität der Lehrkräfte 
soll durch „Rotations-Schuljahre“ 
erhöht werden. 

Ökonomisierung der Lehrinhalte 
und zentrale Prüfungen
Ein Update der Lehrinhalte soll 
„mehr praktische Lebenskompe-
tenzen“ in die Schule bringen

Die durchgängige berufliche 
Orientierung soll bereits ab der 
Grundschule beginnen. In der Mit-
telstufe soll sie gestärkt, die Anzahl 
der Pfl ichtpraktika erhöht werden.

„Die schwach ausgeprägte Aktien-
kultur ist ein Problem für den Wohlstand 
und den Vermögensaufbau unserer Bevöl-
kerung, Deshalb wollen wir künftig spätes-
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Am 7. und 8. November haben sich 
die Tarifkommissionen der Gewerk-
schaften des öff entlichen Dienstes 
in Hessen auf Tariff orderungen zur 
Entgeltrunde mit dem Land Hessen
verständigt: Die Einkommen sollen 
um 10,5 Prozent, mindestens aber 
um 500 Euro monatlich bei einer 
Laufzeit von 12 Monaten steigen. 
Eine kräftige Gehaltssteigerung ist 
nötig, weil alle Beschäftigten die stei-
genden Preise spüren. Schon jetzt 
können im öff entlichen Dienst zahl-
reiche Stellen nicht nachbesetzt wer-
den. An den Schulen ist der Lehr-
kräftemangel überall spürbar. Mit 
der Forderung wollen die Landesbe-
schäftigten Anschluss halten an die 
Gehaltsentwicklung der Beschäf-
tigten im öff entlichen Dienst von 
Bund und Kommunen. 

schnittlich 11,5 Prozent bei einer 
Laufzeit von zwei Jahren umfasst. 
Ab dem 1. März 2024 liegen da-
durch die Tabellenwerte im kom-
munalen Bereich durchschnittlich 
fast 9,5 Prozent über den Werten 
der TV-Hessen-Tabelle. 

Jetzt gehen die Landesbeschäf-
tigten in Hessen – ebenso wie ihre 
Kolleg:innen in den anderen Bun-
desländern – mit der gleichen For-
derung in die Länder-Tarifrunde. 
Für sie ist klar: Es gibt nur einen 
öff entlichen Dienst und die Gehäl-
ter dürfen nicht auseinanderdriften. 
Die Konkurrenz um Fachkräfte ist 
ohnehin schon groß. Hochqualifi -
zierte neue Kolleginnen und Kolle-
gen lassen sich nur gewinnen, wenn 
die Arbeit im öff entlichen Dienst 
insgesamt attraktiver wird. Dazu 

Agenda. Denn außer in Berlin gilt 
für diese große Beschäftigtengruppe 
bislang nirgendwo ein Tarifvertrag, 
der ihre Gehälter und Arbeitsbedin-
gungen fair und kollektiv regelt. In 
Hessen gibt es rund 12.000 studen-
tische Hilfskräfte. Damit auch sie 
ihre Arbeitsbedingungen endlich 
auf Augenhöhe verhandeln kön-
nen, haben sich viele studentische 
Hilfskräfte gemeinsam mit der GEW 
und ver.di auf den Weg gemacht. 

Entfristung und Ausweitung 
unbefristeter Beschäftigungsver-
hältnisse

In den Hochschulen wollen die 
Gewerkschaften eine Vereinbarung 
erreichen, um der ausufernden Be-
fristungspraxis etwas entgegen zu 
setzen. Der TV-H soll dahingehend 
ergänzt werden, dass die Auswei-

Jetzt sind die Landesbeschäftigten dran!
9a bis 16 knapp 55 Prozent 
und in den Entgeltgruppen 1 
bis 8 rund 82 Prozent eines 
Monatsgehalts.

Außerdem ist das Land 
aufgefordert, das Tarifer-
gebnis zeit- und wirkungs-
gleich auf die Beamtinnen und Be-
amten und die Pensionärinnen und 
Pensionäre des Landes Hessen zu 
übertragen.

Die hessische Besonderheit

Seit dem Austritt des Landes Hes-
sen 2004 aus dem Arbeitgeberver-
band „Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder“ (TdL) wird für die hessi-
schen Landesbeschäftigten eigen-
ständig verhandelt. 

Das bedeutet, dass für die Be-
schäftigten aller anderen Bundes-

ckenen 
Tüchern sein. 

Auch Beamtinnen und Beamte 
sind gefordert

Die Übertragung der Tarifergeb-
nisse auf die Beamtinnen und Be-
amten sowie die Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfänger war 
nicht selbstverständlich. Den Ge-
werkschaften gelang dies 2019 und 
2021.

Angesichts der Rechtsprechung 
zur amtsangemessenen Alimentati-

In den anderen Bundesländern 
verhandeln Gewerkschaften und 
Arbeitgeber bereits seit Ende Okto-
ber. Hessen startet am 14. Februar 
2024 in die Tarif- und Besoldungs-
runde 2024.

Bund und Kommunen haben
bereits abgeschlossen

In diesem Frühjahr haben die Kol-
le g:in nen bei Bund und Kommu-
nen mit der gleichen Forderung 
nach etlichen Warnstreiks und ei-
ner Schlichtung einen Tarifabschluss 
erkämpft, der Infl ationsausgleichs-
zahlungen in Höhe von insgesamt 
3.000 Euro und eine tabellenwirk-
same Gehaltssteigerung von durch-

gehört auch, dass die Entgelte für 
Auszubildende sowie für Praktikan-
tinnen und Praktikanten um 260 
Euro monatlich angehoben werden.

Erwartungen an den 
Arbeitgeber

Der TV Stud muss her! Jetzt!

Die Gewerkschaften des öff entli-
chen Dienstes werden am Verhand-
lungstisch neben der Lohnforde-
rung weitere Themen ansprechen, 
die dringend der Lösung bedürfen.

Aus GEW-Sicht steht dabei ein 
Tarifvertrag für studentische Hilfs-
kräfte (TV Stud) ganz oben auf der 

tung unbefristeter Beschäftigungs-
verhältnisse für wissenschaftliche 
und künstlerische Beschäftigte als 
ersten Schritt auf 35 Prozent bis 
zum Jahr 2025 angestrebt wird.

Jahressonderzahlung
anheben
Darüber hinaus erwarten die Ge-
werkschaften der Tarifgemein-
schaft, neben der GEW sind das 
die ver.di, die IG Bauen-Agrar-Um-
welt und die Gewerkschaft der Poli-
zei, die Weiterentwicklung der Jah-
ressonderzahlung zu einem vollen 
13. Monatsgehalt. 

Derzeit beträgt die Jahresson-
derzahlung in den Entgeltgruppen 

länder die heiße Phase der aktuel-
len Tarifauseinandersetzung bereits 
Ende Oktober begonnen hat und 
schon für den 9. Dezember 2023 
mit einem Ergebnis zu rechnen ist.

Dagegen starten die Verhand-
lungen für Hessen erst Mitte Feb-
ruar 2024. Die Laufzeit des Tarif-
abschlusses in Hessen aus dem Jahr 
2021 endet nämlich erst am 31. Ja-
nuar 2024. 

Die heiße Phase in Hessen star-
tet also mit dem Auftakt der Ver-
handlungen in Wiesbaden am 14. 
Februar 2024. Die Schlussrunde 
ist für den 14. und 15. März 2024 
vorgesehen, ein Abschluss soll mög-
lichst vor den Osterferien in tro-

on, die in Hessen immer noch nicht 
vollständig umgesetzt ist, stehen die 
Chancen diesmal wieder gut. Dies 
sollte allerdings für die Beamtinnen 
und Beamten im aktiven Dienst wie 
auch im Ruhestand Ansporn sein, 
die Beschäftigten im Tarifbereich bei 
ihren Aktionen nach besten Kräften 
zu unterstützen. Gelegenheiten bie-
ten sich u. a. beim Auftakt der Ver-
handlungen am 14. Februar 2024 
in Wiesbaden.

Herbert Storn mit Unterstützung 
von Rüdiger Bröhling,

Referent für Tarif und Besoldung 
der GEW Hessen

15-Punkte-Programm der GEW 
gegen den Lehrermangel

1. Arbeitszeitreserven heben

2. Multiprofessionelle Teams bilden

3. Mehr IT- und Verwaltungsunterstützung

4. Gutes Geld für gute Arbeit –
 Attraktivität des Lehrkräfteberufs steigern

5. Studienplätze ausbauen –
 Studium verbessern

6. Ausländische Abschlüsse anerkennen

7. Vorbereitungsdienst stärken

8. Bezahlung der Anwärter*innen und
 Referendar*innen über Mindestlohn heben

9. Gemeinsamer Kraftakt Quer- und Seiten-
 einstieg

10. Beschäftigte ohne Lehramt begleiten und
 ihnen Perspektiven bieten

11. Mentor*innen stärken

12. Schulen in schwierigem Umfeld besser aus-
 statten

13. Neue Wege gehen (z.B. einphasige Ausbil-
 dung, ein-phasiges duales Masterstudium
 für Berufl iche Schulen u.ä.)

14. Kurswechsel bei der Einstellungspolitik
 (kontinuierliche Einstellungspolitik)

15. Verbindlichkeit sichern (Staatsvertrag zur
 Lehrkräfteausbildung und zur Deckung des
 Lehrkräftebedarfs)

  Friedrich-Fröbel-Schule
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Grüne raus – SPD rein 
– CDU führt an …

tens in den Abschlussjahrgängen in allen 
Schulformen mindestens eine Woche für die 
Wissensvermittlung rund um das Themen-
feld Börse und Aktien vorsehen. Wir wollen 
auch die Lehrmaterialien u. a. in Mathema-
tik sowie Politik und Wirtschaft darauf un-
tersuchen, ob das Themenfeld stärker ein-
gearbeitet werden kann.“

Mit zentralen Abschlussprüfungen 
in allen Bildungsgängen soll „mehr 
Vergleichbarkeit und Qualitätssi-
cherung an den Schulen“ weiter-
entwickelt werden, ein „stärker an-

onymisiertes Korrekturverfahren“ 
erprobt werden.

Diagnostische Lernstandserhe-
bungen sollen verpfl ichtend sein, 
ebenso Ziff ernoten. An den „In stru-
menten der Nichtversetzung, den 
Wiederholungen und Querverset-
zungen“ wird festgehalten.

Digitale Schule: Mit „digitalen 
Hausmeistern“ soll an jeder wei-
terführenden Schulen ein IT-Sup-
porter seinen Dienstort haben. An 
Schulen mit über 500 SuS soll zur 
Entlastung der Schulleitung eine 
„wirtschaftliche Co-Schulleitung“ 
installiert werden.

Es soll eine „komplett digita-
le Pilotschule“ aufgebaut werden: 
„Der Virtual-Reality-Raum wird 

das neue Computer-Zimmer jeder 
Schule. Kinder ab Klasse 7 sollen 
mit einem digitalen Endgerät aus-
gestattet werden.

 
Geschlechtergerechte Sprache: „Wir 
sind gegen die Verwendung der Genderspra-
che mit Sonderzeichen an Hessens Schu-
len und halten uns an die offi ziellen Recht-
schreibregeln, die für alle Schulen allein 
maßgeblich sind.

In den Jahrgangsstufen 1 und 2 
soll eine zusätzliche Deutschstunde 
eingeführt werden.

Zur Unterstützung des Demokra-
tielernens soll die Stundentafel bis 
einschließlich Klasse 7 in allen Bil-
dungsgängen für Klassenrat-Stunden 
ausgeweitet werden. Die historisch-

politische Bildung soll durch Exkursi-
onen an entsprechende Orte gewährleis-
tet werden.

***
Unter dem Stichwort FRIEDEN:
„Die Ukraine muss den Krieg gewinnen.“ 
Deshalb für weitere Lieferungen von mili-
tärischem Gerät.  „Wir stehen deshalb zur 
Bundeswehr.“ Die Einbindung von Jugendof-
fi zieren der Bundeswehr in den Schulen stel-
le „eine ergänzende Maßnahme unterricht-
licher und außerunterrichtlicher politischer 
Bildung“ dar. „Dazu gehört auch die weite-
re Umsetzung der Kooperationsvereinbarung 
zwischen Bundeswehr und Hessischem Kul-
tusministerium.“

Die CDU bekennt sich zum Rüs-
tungsstandort Hessen.

„Hessen ist eine der wichtigsten Waffen-
schmieden Europas. Wir standen immer und 

stehen weiter an der Seite der Rüstungsin-
dustrie in unserem Land.“

Zur Erinnerung: In Artikel 69 der 
Hessischen Verfassung heißt es un-
missverständlich: „Hessen bekennt 
sich zu Frieden, Freiheit und Völ-
kerverständigung. Der Krieg ist ge-
ächtet. Jede Handlung, die mit der 
Absicht vorgenommen wird, einen 
Krieg vorzubereiten, ist verfassungs-
widrig.“

***

Weitere Ankündigungen:
Schritte hin zu einem kostenfreien 
Schüler-Landesticket werden un-
terstützt .

Ein Institut für Lehrergesund-
heit soll eingerichtet werden.
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Aus dem Ausschuss für 
Bildung und Schulbau
Die ersten zwei Berichte zu den Aus-
schüssen – diejenigen vor der Som-
merpause – stützen sich auf die Er-
gebnisprotokolle der Ausschüsse.
Die Themen, Bildungseinrichtun-
gen und die Druck sa chen-Nummern
sowie ihre Behandlung (Zustim-
mung, Erörterung, Vertagung oder 
Ablehnung) sind jeweils angegeben. 
Nähere Informationen lassen sich 
dem Informationssystem der Stadt 
Frankfurt am Main PARLIS ent-
nehmen. Es ist öff entlich zugäng-
lich. (siehe Kasten)

Bericht vom
12. Juni 2023

In der Bürgerinnen- und Bürgerrun-
de wurden folgende Themen ange-
sprochen: Unterstützung der Freien 
Träger der Kindertagesbetreuung.

Frau Schäfer und Frau Ghribi 
nahmen Stellung zur Situation der 
August-Gräser-Schule. 

Herr Schultheiss, Frau Dieck-
mann, Frau Breitenäcker, Frau Dr. 
Reich, Frau Kaufmann und Frau 
Sabri meldeten sich zum bedarfsge-
rechten Ausbau von Ganztagsschu-
len und Horten zu Wort. 

Herr Pauli und Herr Roie äu-
ßerten sich zur Situation am Rats-
weg und Bornheimer Hang. 

Der Bericht der Dezernentin 
fi el aus.

Auf der Tagesordnung stand 
der Integrierte Bildungsplan 2030 
Kindertagesbetreuung und Schule.

Der Antrag der CDU vom 
29. 3. 2023, NR 635 (Das Drama 
um die Diesterwegschule endlich 
beenden!) wurde erneut zurück-
gestellt.

Der Magistratsvorlage vom 
15. 5. 2023, M 68 (August-Gräser-
Schule, Grundschule, Bau eines 3. 
Treppenhauses) wurde zugestimmt.

Zur Kenntnis genommen wurden 
die folgenden Berichte des Magis-
trats:
—   vom 24. 2. 2023, B 95 (Wie wer-
den Ganztagsschulen und Horte be-
darfsgerecht ausgebaut?
—   vom 17. 4. 2023, B 164 (  Julius-
Leber-Schule: Gute Unterrichtsbe-
dingungen sicherstellen)
—   vom 17. 4.  2023, B 165 (Günder-
rodeschule-Dachboden ausbauen)

Bericht vom
10. Juli 2023

Bürgerinnen- und Bürgerrunde:
Frau Rath sprach über das Kinder-
zentrum 112; Frau Machauer, Frau 
Röhrig und Frau Bezler nahmen 
Stellung zur Situation vom Tages-
familien; Herr von Trotha sprach 
zum Sanierungsstau an der Engel-

bert-Humperdinck-Schule; Frau 
Schuster äußert sich zur Kurslei-
tervertretung der VHS; Frau Ba-
otic-Boes sprach über den Schul-
bau und der Betreuungssituation 
im Lyoner Quartier. 

Stadträtin Weber berichtete zu fol-
genden Themen:
—   zur IGS Süd, zur Uhlandschule, 
der Viktor-Frankl-Schule, der Er-
weiterten Schulischen Betreuung 
an der Grundschule Harheim und 
der Panoramaschule;
—   zur Korruptionsbekämpfung 
und zur Neuauflage des Schul-
schwimmens.

Die Beratung der CDU-Vorlage 
NR 635 (Das Drama um die Dies-
terwegschule endlich beenden!) 
wurde weiter zurückgestellt.

Die Vorlage NR 700 (Michael-
Ende-Schule: Gute Unterrichts- 
und Betreuungsbedingungen) wur-
de dem Magistrat zur Prüfung und 
Berichterstattung überwiesen.

Die Magistratsberichte vom 
10. 3. 2023, B 136 (Verbilligtes Ticket 
für Oberstufen- und Berufsschüle-
rinnen und -schüler) vom 17. 4. 2023, 
B 166 (Diesterwegschule: Es sind 
noch viele Fragen off en!) wurden 
zur Kenntnis genommen, ebenso der 
Magistratsbericht vom 28. 4. 2023 
(B 182) zur Schulsozialarbeit.

Der Anregung des OBR 1 vom 
6. 6. 2023, OA 364 (Falkschule end-
lich fertig sanieren) wurde zuge-
stimmt, ebenso der Anregung des 
OBR 2 vom 12. 6. 2023, OA 366 
(Endlich Beseitigung des Sanie-
rungsstaus an der Engelbert-Hum-
perdinck-Schule (EHS) im Westend)

Folgenden Etatanträgen der Rö-
mer-Koalition wurde zugestimmt:
vom 16.6.2023, E 81 (Bau und Sa-
nierung von Schulen und Kinder-
tagesstätten forcieren)
—  vom 16.06.2023, E 82 (Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung 
in Schulen und Ferien fördern – 
keine Einsparung bei der Umwelt-
bildung)
—  vom 16. 6. 2023, E 83 (Sui zid  prä -
ve ti ons tag des Stadt schü le r*in nen-
ra tes Frankfurt unterstützen)
—  vom 16. 6. 2023, E 84 (Un ter-
stüt zung TUMO Frankfurt – Di-
gitale Kompetenzen spielerisch er-
lernen und erfahren für Kinder 10–
18 Jahre) 
vom 16. 6. 2023, E 85 (Lärmschutz 
für die Pestalozzischule sicherstel-
len)
vom 16. 6. 2023, E 87 (Qualität der 
Bildungsangebote der Volkshoch-
schule Frankfurt sichern)

Abgelehnt wurden die folgenden 
Etatanträge der CDU:  
—  E 204 (Förderschulen und in-
klusive Betreuung bedarfsgerecht 
ausbauen)

—  E 205 (Mittelaufstockung des 
Bauunterhalts für Schulen)
—   E 208 (Neubau der Sporthalle 
Süd und Erweiterung der Deutsch-
herrnschule)
—   E 209 (Kraftraum für die Carl- 
von-Weinberg-Schule – Eliteschu-
le des Sports)

    
Abgelehnt wurden die folgenden 
Etatanträge der Linken:  
—   E 301 (Konzept zur Rekommu-
nalisierung an Schulen)
—   E 306 (Honorarerhöhung der 
Kursleitenden der VHS)

Bericht vom
18. September 2023

Der Ausschuss begann mit Erläu-
terungen zu Neuerungen in der 
Satzung der Kindertagespfl ege.Die 
Pfl egepauschale wird ab 2024 von 
57,–auf 64,– Euro erhöht. Alle zwei 
Jahre soll überprüft werden, ob 
die Geldleistung noch adäquat ist.

Mosaik-, Panorama- und Viktor-
Frankl-Schule
In der Bürgerinnen- und Bürger-
runde äußerten sich Florian Hart-
mann, Andrea Peters und Holger 
Schultheis zur Situation in der Mo-
saik-, Panorama- und der Viktor-
Frankl-Schule.

Sie führten aus, dass die GE-
Schulen aus allen Nähten platzen. 
Die Mosaikschule hat sowohl zu 
wenig Räume als auch Probleme 
im Bereich selbst- und fremdverlet-
zendes Verhalten, d. h. Lehrerinnen 
und Lehrer wie auch Schülerinnen 
und Schüler gehen häufi g körperlich 
und psychisch verletzt nach Hause.
Auch an der Panoramaschule sind 
die Räumlichkeiten zu klein; es 
braucht Platz!

Die Viktor-Frankl-Schule sei 
marode, wie eindrücklich im Aus-
schuss für Bildung und Integra tion 
vor den Sommerferien dargelegt 
wurde. Die Kollegen Schultheis, Pe-
ters und Hartmann sind sich im Kla-
ren, wie lange das Prozedere dauern 
wird und wie schwierig es ist, neue 
Schulbauten in Frankfurt zu bau-
en. Sie boten an, in eine gründliche 
Planung einzusteigen und ihr spe-
zifi sches knowhow in diesen Pro-
zess einzubringen: sie wissen, was 
die Schülerinnen und Schüler brau-
chen; für manche sei Inklusion su-
per, für andere seien Förderschulen 
besser. Es gebe zu wenig qualifi zier-
tes Personal und zu wenig und zu 
kleine Räumlichkeiten.

Frau Weber versicherte, dass 
die zukünftige Gestaltung der Vik-
tor-Frankl-Schule für sie Priorität 
habe. Sie nehme das Angebot ger-
ne an, mit den sachkundigen Kolle-
ginnen und Kollegen ins Gespräch 
zu kommen.

Walter-Kolb-Schule
Herr Gruhle, Frau Lammerding 
und Frau Ziemek meldeten sich in 
der Bürgerinnen- und Bürgerrunde 
zur katastrophalen Situation an der 
Walter-Kolb-Schule. Die Elternver-
treter äußerten, dass grobe Män-
gel an der Dachkonstruktion dazu 
führen, dass circa 10 – 12 Räume 
nicht mehr nutzbar sind. Schüle-
rinnen und Schüler und Lehrerin-
nen und Lehrer pendeln täglich, die 
Schulgemeinschaft wird auseinan-
dergerissen. Hinzu kommt eine nur 
sehr eingeschränkte Nutz bar keit der 
Technik. Sie forderten Trans parenz 
über die aktuelle zeitliche und orga-
nisatorische Planung des Neubaus.

Der Personalrat der Walter-
Kolb-Schule bestätigte und ergänz-
te die Darstellung der Eltern. Die 
Karl-Oppermann-Schule eigne sich 
nicht langfristig als Alternative, da 
ein massiver Schimmelbefall vor-
liege. Schon beim ersten Einatmen 
bemerke man, dass dieser nicht auf 
die Kellerräume begrenzt sei. Es sei-
en beschämende und unzumutba-
re Zustände für die ganze Schulge-
meinde. Unter diesen Bedingungen 
seien weder Lehren noch Lernen 
möglich. Es müsse sofort Abhilfe 
geleistet werden!

Nach Kenntnis von Frau Weber 
sei der Schimmelbefall nur im Kel-
ler. Diese Woche fi nde eine Schad-
stoff messung in den Klassenräumen 
statt. Frau Weber wollte einen zeit-
nahen Ortstermin in der Schule mit 
dem ABI vereinbaren. Sie habe ein 
großes Interesse, die schlechte In-
terimslösung schnell zu beenden.

Frau Machauer und Frau Bezler äu-
ßerten sich zum Umgang mit Tages-
familien. Sie erklärten, dass Tages-
familien fi nanziell in Vorleistung tre-
ten müssen. Ihnen erscheint die Fi-
nanzierungsregelung schwierig um-
setzbar, weil sie zu kompliziert ist. 
Sie fragten den Ausschuss, ob das 
icht einfacher gehe.

Frau Schuster, Frau Roether 
und Herr Hoff mann sprachen über 
die Volkshochschule.

Frau Kimmer meldet sich zu der 
Bebauung der Kleingartenfl ächen
am Ratsweg.

Außerdem berichtete Frau Stadträ-
tin Weber über die folgenden The-
men:
—   Eröffnung der Oberstufe der 
KGS Niederrad
—   Missbrauchsfälle in Kinderta-
gesstätten
—   Pilotprojekt zu kostenlosen 
Menstruationsprodukten an Schu-
len.

Die folgenden Anträge der CDU 
wurden dem Magistrat zur Prüfung 
und Berichterstattung überwiesen:
—   vom 29. 3. 2023, NR 635 (Das 
Drama um die Diesterwegschule 
endlich beenden!),
—   vom 26. 7. 2023, NR 725 (Ein 
„Hitzeschutz-Konzept“ für Schu-
len und Kitas vorlegen),
—   vom 9. 8. 2023, NR 729 (Gute
Unterrichtsbedingungen an der Wal-
ter-Kolb-Schule schaff en),
Der Antrag der CDU vom 23. 8. 
2023, NR 745 (Die Friedrich-Frö-
bel-Schule endlich neu bauen) wur-
de bis zur nächsten turnusmäßigen 
Sitzung zurückgestellt.

Die Anregung des OBR 11 vom 5. 
9. 2022, OA 222 (Keine Bebauung 
von Kleingartenfl ächen am Ratsweg 
und Bornheimer Hang) wurde dem 
Magistrat zur Prüfung und Bericht-
erstattung überwiesen.

Der Bericht des Magistrats vom 
7. 8. 2023, B 310 (IT-Support-Kon-
zept für Schulen) wurde zur Kennt-
nis genommen.

Bericht vom
16. Oktober 2023

Friedrich Fröbel Schule endlich 
neu bauen
In der Bürgerinnen- und Bürgerrun-
de sprachen zunächst Frau Akoury 
und Herr Kaiser zur baulichen Situ-
ation der Friedrich Fröbel Schule. 

Ausschuss für Bildung und Schulbau (B)

Alle Dokument aus dem PARLamentsInformationsSystem der Stadt Frankfurt am Main unter:
http://www.stvv.frankfurt.de/parlis2/parlis.html

Der Ausschuss berät und entscheidet über Angelegenheiten und Belange aus den Bereichen: 
Schule, Volkshochschule, Kindertagesstätten, Stadtbüchereien, Grundstücks- und Gebäude-
bewirtschaftung

Er setzt sich gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15. Juli 2021 aus 
21 Mitgliedern zusammen: 5 GRÜNE, 5 CDU, 4 SPD, 1 LINKE, 1 FDP, 1 AfD, 1 Volt, 1 Öko-
LinX-ELF, 1 BFF-BIG und 1 FRAKTION. 
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Personalrat und Lehrkräfte ha ben 
bereits im März 2023 eine Überlas-
tungsanzeige wegen baulicher Män-
gel gestellt, auf die keine Reaktion 
durch die Stadt erfolgte. Eigent-
lich ist die Friedrich-Fröbel-Schule
als 3-zügige Grundschule angelegt,
aber bereits im zweiten Jahrgang 
wird sie zurzeit 6-zügig mit 535 
Kindern geführt. Sie ist somit die 
größte Grundschule in Frankfurt. 
Es stehen bereits 16 Container auf 
dem Schulhof. Die Planung ist, dass 
die Schule im Jahr 2028/29 sogar 
9-zügig aufgestellt werden soll mit 
bis zu 860 Kindern. Aus dem Lyo-
ner Quartier, das von einem Büros-
tandort zu einem familienfreundli-
chen Wohnquartier umgebaut wird, 
kommen bereits 22 % der Grund-
schulkinder, dieser prozentuale An-
teil wird sich 2028/29 auf 36 % 
erhöhen, da es im Lyoner Quar-
tier noch keine Grundschule gibt. 
Ebenso fehlt eine Kita. Es seien zwei 
Grundschulen vorgesehen.

Für das Kollegium der Friedrich-
Fröbel-Schule und die Grundschul-
kinder ist die Situation an der Schu-
le zunehmend unerträglich: neben 
den maroden Schulbauten, die vie-
le Unterrichtssituationen erschwe-
ren bzw. nicht zulassen, verschärfen 
sich Konfl ikte unter den Kindern. 
Sie leiden unter der Enge (den auf-
gebauten Containern und dem ihnen 
dadurch nicht mehr zur Verfügung 
stehenden Platz auf dem Schulhof) 
als auch unter der Menge der Kin-
der auf dem eingeschränkten Platz. 
Zusätzlich kommt es zu gefährlichen 
Situationen durch den Baustellen-
verkehr, wenn plötzlich ein Bagger 
auf den Schulhof anrollt. Bemängelt 
wird auch die mangelnde Kommu-
nikation, wenn erst ein Tag vor der 
Sperrung des halben Schulhofge-
ländes die Schulleitung über diese 
Maßnahme informiert wird.

Der Vertreter der Elternschaft 
aus dem Lyoner Quartier kritisiert, 
dass zwar 2025 eine neue Grund-
schule im Quartier entstehen soll, 
es aber keine weiteren Infos zu den 
konkreten Planungen gebe.

Frau Weber bestätigt, dass die Fried-
rich-Fröbel-Schule in keinem gu-
ten Zustand sei, es nicht genügend 
Platz gäbe, eine Sanierung und Er-
weiterung geplant seien. Es ständen 
große Maßnahmen an. Es sollte ei-
gentlich Entlastung für die Fried-
rich-Fröbel-Schule durch den Bau 
zweier Grundschulen im Lyoner 
Quartier geben. Diese seien auch 
bereits im Schulentwicklungsplan 
erfasst. Mögliche Grundschulstand-
orte wurden zwar geprüft, im Hin-
blick auf Belastung durch Fluglärm 
sei die Standortsuche aber einge-
schränkt und erschwert.

Für den Bau einer ersten Grund-
schule mit Kita sei an ein Gelände 

der TSG Niederrad gedacht. Eine 
zweite Grundschule solle vermutlich 
im alten Stadtkern in der Goldstein-
straße geplant werden. Ein Neubau 
der Friedrich-Fröbel-Schule sei in 
den nächsten zwei bis drei Jahren 
vorgesehen, Planung und Bau seien
priorisiert. Ein Problem sei der noch 
unklare Auslagerungsstandort für 
die Friedrich-Fröbel-Schule, denn 
es könne keine weitere Auslage-
rung mehr durch die weitere Auf-
stellung von Containern auf dem 
Schulhof geben. Auch die gestiege-
nen Schülerzahlen verschärften die 
Suche nach einem geeigneten Ausla-
gerungsstandort. Frau Weber sagt, 
sie sei mit den entsprechenden Äm-
tern in Abstimmung und bietet an, 
mit der Schulgemeinde noch vor 
Jahresende bei einem Gespräch vor 
Ort über die Situation der Schule, 
aktuelle Pläne und zeitliche Planun-
gen zu sprechen.

Machbarkeitsstudie der 
europäischen Schule
Frau Iscen meldet sich in der Bür-
gerinnen- und Bürgerrunde zum 
Standort der Europäischen Schule.
Auf Anfrage durch Vertreter und 
Vertreterinnen des Kleingartenver-
eins Riederwald e.V. bestätigt Frau 
Weber, dass der Neubau der euro-
päischen Schule am Ratsweg für 
2000 Schüler*innen geplant sei. 
Und falls die Größe nicht ausreiche, 
werde eine nächste Schule gebaut 
werden. Aktuell warte die Stadt 
auf die aktuellen Schülerzahlen, 
um in ihren Planungen mit diesen 
zu arbeiten. Man rechne mit bis zu 
3.000 Schüler*innen.

Oberbürgermeister an sein Wahl-
versprechen erinnern
Im Rahmen der Bürgerinnen- und 
Bürgerrunde melden sich Frau 
Machauer und Frau Röhring zu 
Wort. Sie fordern, die von OB Mike 
Josef zugesagte Investition in Bil-
dung von einer Milliarde auch für 

ihre Belange zu investieren und die 
Degression bereits bis zum Oktober 
2023 zu beseitigen, für Ausgleichs-
zahlungen und Infl ationsausgleich 
zu sorgen. Dabei betont die Vertre-
tung der Tagesmütter und-familien 
ausdrücklich den Austausch mit der 
Stadt in den vorbereitenden Gesprä-
chen für eine neue Satzung zur Ta-
gespfl ege.

Frau Weber sagt, dass die neue 
Satzung am 2. 11. abgeschlossen sein 
werde und dass es in dieser Satzung 
keine Degression mehr gäbe. Da die 
Satzung erst zum neuen Jahr greife, 
werde über eine Sonderzahlung als 
Ausgleich nachgedacht.

Kinder konsequent und wirkungsvoll 
vor Missbrauch schützen
Den Antrag der CDU kontert Frau 
Weber, indem sie Zahlen nennt: bei 
900 Einrichtungen und ca. 57.199 
Kindern sei es zu neun Fällen des 
Missbrauchs gekommen. Sie betont, 
dass dies neun Fälle zu viel seien. 
Aber die Stadt Frankfurt hat seit 
Jahren ein Kinderschutzprogramm, 
die Frankfurter Richtline, etabliert 
(nach SGB  8 vorgegeben), die ak-
tuell ämterübergreifend überarbei-
tet wird (alle Träger sind im Betei-
ligungsprozess). Dieses Programm 
setzt auf Fortbildungen der multiper-
spektivischen Teams und der Kol le-
g*in nen. Es beginnt bereits mit der 
Ausbildung. Alle Träger sind im Be-
teiligungsprozess. Bei jedem Träger 
werden Kinderschutzfachkräfte, die 
eine Ersteinschätzung vornehmen, 
fortgebildet. Insgesamt fanden ca. 
11.000 Fortbildungen statt.

Frau Weber ergänzt, dass es ein 
sehr hohes Niveau des Kinderschut-
zes in Frankfurt gebe. Die Träger 
haben ihre eigenen Schutzkonzepte, 
die auf den Richtlinien aufbauen.

Das Stadtschulamt agiert als 
Träger der Jugendhilfe der Stadt 
Frankfurt. Und ist somit für den in-
stitutionellen Kinderschutz zustän-
dig. Für den Kinderschutz im pri-

vaten, häuslichen, familiären Um-
feld ist das Jugendamt zuständig. 

Das Thema Missbrauch wird 
regelmäßig evaluiert. Jeder Hinweis 
wird ernst genommen, und jedem 
Verdachtsfall wird nachgegangen.

Erweiterung des IT-Support-
konzeptes
Frau Hartenstein und Herr Yova-
novsky legen ihre Erfahrungen zur 
Situation der IT an Schulen dar. 

Die Vertretung des Schuleltern-
beirates (SEB) fragt, ob die Schu-
len jemals danach gefragt wurden, 
was sie an IT wünschen und brau-
chen. Die Elternvertretung hat eine 
Umfrage unter den Schulleitungen 
durchgeführt, die zu dem Ergebnis 
kam, dass dringend sog. „digitale 
Hausmeister“, IT-Facility-Manager 
gebraucht würden.

Der SEB hinterfragt die im IT-Sup-
portkonzept genannte Summe von 
1,5 Mio. Euro (Modul 1), um die 
Servicezeiten für den Support aus-
zuweiten. Im Modul 2 stehen zur 
Zeit …. für den ersten „First Level-
Support“, zur Verfügung. Wobei 
unklar bleibt, wieviel Service da-
mit einhergeht. Ersatzgeräte und-
teile müssen die Schulen weiterhin 
aus ihrem Schulbudget stemmen. 
Im Modul 4 werden die IT-Schul-
manager“ angesprochen. Für 169 
Schulen soll es 15 Kräfte für den 
ad-hoc-Support geben. Bei sechs 
Bildungsregionen wären das 2,5 
Stellen für 11–12 Schulen.

Im Modul 5 soll das Medien-
zentrum, das zuständig ist für 169 
Schulen, zwei Stellen fi nanziert be-
kommen, was als nicht ausreichend 
angesehen wird.

Der SEB erwähnt, dass jetzt vor 
Ort an den Schulen die IT-Beauf-
tragten, dafür zuständige Lehrkräf-
te, vielleicht drei Stunden Entlas-
tung bekämen, was so nicht blei-
ben könne.

Frau Weber sagt, dass Modul 
4 und 5 nur unter dem Vorbehalt 
der Finanzierung durch das Land 
erfolgen könne, dass die CDU er-
kannt habe, dass Handlungsbedarf 
bestehe und der Digitalpakt 2.0 be-
schlossen sei. Fraglich sei, wann er 
umgesetzt werde. Die Kosten seien 
nicht dauerhaft gesichert, die Zu-
sammenarbeit zwischen Land und 
den Kommunen laufe katastrophal.

Die Schülervertretung der Wal-
ter-Kolb-Schule ergänzt, dass die 
Schule zusätzlich zu ihrem maro-
den Zustand keinerlei digitale Aus-
stattung habe, auch keine Beamer. 
Die Schüler*innen der Abschluss-
klassen fühlen sich benachteiligt, 
da sie noch nicht einmal vor Ort 
für ihre Präsentationsprüfungen 
arbeiten könnten, von der erwartet 
werde, dass sie mit digitalen Me-
dien erfolge. Es gebe keine digitale

Grundausstattung. Frau Weber sagt 
zu, über den „kleinen Dienstweg“ 
für eine schnelle digitale Ausstat-
tung zu sorgen.

Frankfurter Schule für Bekleidung 
und Mode endlich sanieren
Dazu meldet sich zunächst Frau Dr. 
Reich. Die Schulleitung sagt, dass 
für die anstehende Kernsanierung 
immer wieder neue Bohrungen im 
Gebäude vorgenommen werden. Es 
gebe bisher noch kein abschließen-
des Gutachten zur Sanierung. Die 
Schule hat bereits drei Dependan-
cen, die nicht nahe beieinanderlie-
gen. Die schulische Arbeit wird da-
durch erschwert.

Frau Weber sagt, dass der Zwi-
schenbericht noch nicht abgeschlos-
sen sei. Die Schule müsse brand-
schutztechnisch auf den neuesten 
Stand gebracht werden; die Tragfä-
higkeit der Decken der Stockwerke 
werde geprüft. Zusätzlich sei ein Be-
fall mit Legionellen festgestellt wor-
den. Es erfolge die Suche nach ei-
nem weiteren Interim-Standort, um 
die Schule aus dem Länderweg aus-
zulagern. Das Gebäude muss kern-
saniert werden. Die Schule hat be-
reits drei Dependancen. 

Stadträtin Weber berichtete über 
folgende Themen:
—   Entwicklung eines Bildungscam-
pus der Philipp-Holzmann-Schule
—   Erwerb eines Grundstücks für 
die Karl-von-Ibell-Schule
—   Kinderzentrum Rohmerplatz
—   Spenden für die Initiative „Frank-
furt for Ukraine“

Die Vorlage NR 745 der CDU (Die 
Friedrich-Fröbel-Schule endlich 
neu bauen) wurde dem Magistrat 
zur Prüfung und Berichterstattung 
überwiesen.

Der Antrag der LINKE. vom 
18. 9. 2023, NR 753 (Alternative 
Standorte für Europäische Schule 
prüfen) wurde abgelehnt.

Die Beratung der Vorlage M 164 
(Erweiterung des IT-Supportkon-
zeptes für die Frankfurter Schulen)
wurde bis zur nächsten turnusmä-
ßigen Sitzung zurückgestellt.

Der Vorlage M 165 (Sanierung 
und Erweiterung der künftigen Au-
ßenstelle der Julius-Leber-Schule)
wurde in der vorgelegten Fassung 
zugestimmt.

Zur Kenntnis genommen wur-
den die Berichte des Magistrats 
—   vom 14. 7. 2023, B 297 (Frank-
furter Schule für Bekleidung und 
Mode endlich sanieren),
—   vom 7. 8. 2023, B 311 (Schulen 
im Baugebiet „Nordwestlich Auf 
der Steinernen Straße“)
—   vom 28. 8. 2023, B 329 (Wie geht 
es weiter mit der Fürstenberger Re-
alschule und dem Elisabethengym-
nasium?)     
Christina Avellini / Ingeborg Ulrich

Aus dem 
Ausschuss für 
Bildung und 
Schulbau

Fortsetzung v. Seite 5

Kein Platz mehr in Frankfurt für die Bildungsinfra struktur? Wie wär's mit Artikel 14 Grundgesetz: 
Eine Enteignung von Grund und Boden zum Wohle der Allgemeinheit?
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Einen Tag vor der Sitzung des Stadt-
parlaments berichteten Frankfurter 
Zeitungen von einem zur Beschluss-
fassung vorliegenden Magistrats-
antrag, der aber in dem vertrau-
lichen Teil der Sitzung, also unter 
Ausschluss der Öff entlichkeit be-
schlossen werden sollte. Dement-
sprechend war der Antrag auch als 
vertraulich eingestuft und der Öf-
fentlichkeit und der öffentlichen 
Kritik entzogen, auch der zustän-
digen Gewerkschaft GEW. Einzig 
die Presse schien bessere Zugänge 
zu haben, denn ihr lag nach eige-
ner Aussage immerhin der Bericht 
des Revisionsamts vor, der dringend 
vor der Verabschiedung dieses Ver-
tragsmodells warnte. 

Die GEW reagierte mit einer Pres-
seerklärung, in der sie das undemo-
kratische, weil intransparente Ver-
fahren und das 30-jährige Mietmo-
dell für zwei neue Gymnasien mit 
überhöhten Preisen und einem va-
gen Ankaufsrecht scharf kritisier-
te und diese Kritik auch den Frak-
tionen im Frankfurter Römer zu-
kommen ließ.

Auch andere kritisierten das 
Verfahren, darunter auch die Lin-
ke, sodass nach einem Antrag der 
BFF schließlich der Ältestenaus-
schuss des Parlaments sozusagen 
„5 vor 12“, also kurz vor Beginn 
der Sitzung des Stadtparlaments, 
die Aufhebung der Vertraulichkeit 
beschloss, die Abstimmung in die 
reguläre Tagesordnung schob und 
die Magistratsvorlage M 186 in das 
öff entlich zugängliche „Parlis“-In-
formationssystem stellte.

Erst jetzt konnten (bis auf die 
Anlagen, die weiterhin vertrau-
lich sind) die wichtigsten Daten 
des Deals studiert und ausgewertet 
werden. Das Bild, das sich daraus 
ergibt, zeigt der Kasten.

Das heißt: bis Ende 2026 wird die 
Stadt für den (Um)Bau zweier Gym-
nasien samt Grundstücken rund 350 
Mio Euro ausgegeben haben. Das 
wären 175 Mio Euro pro Gymna-
sium. Das stellt wirklich alles Bis-
herige in den Schatten.

Profi tieren wird der kuwaitische 
Investor 2Kamco Invest Group 
Kuwait   über mehrere verschach-
telte Firmen:

Der Mietvertrag wird geschlos-
sen zwischen der Stadt und   2AS-

BERGIA Grundstücks-Vermietungs-
gesellschaft GmbH & Co KG .

Diese wird vertreten durch de-
ren persönlich haftende Gesellschaf-
terin:  2Asbergia GmbH . Diese 
GmbH wird wiederum vertreten 
durch  2Cells Property Investors 
GmbH  (Geschäftsführer: Dirk Rup-
pert und Mohammad A Lothman).

Und diese gehört zu: Kamco 
Invest Group Kuwait.

So weit lässt sich der Vertrag, der 
dem Vernehmen nach bereits un-
terschrieben und nach Beschluss 
des Stadtparlaments rechtskräftig 

geworden ist, aufgrund des Magis-
tratsantrags rekonstruieren. Der 
Revisionsbericht und die Anlagen 
zum beschlossenen Magistratsan-
trag sind uns nicht bekannt.

Die erste Durchsicht bestätigt 
die geäußerten Vorbehalte: ein über-
teuertes Finanzprodukt, wie es ja 
auch das Revisionsamt sieht.

Denn wenn das Ankaufsrecht 
nicht ausgeübt würde, wäre die 
Laufzeit des Mietvertrags 30 Jahre 
und würde die Stadt weit über 460 
Mio. Euro an Miete kosten, da ja 

die Miete auch noch infl ationsindi-
ziert ist, also weiter ansteigt.

Weitere Ungereimtheiten, die 
sich als Fragen stellen

n   Weshalb räumt man der Kamco 
Invest Group bzw. ihren Tochter-
gesellschaften (Cells Property In-
vestors und Asbergia GmbH und 
Asbergia GmbH & Co KG) eine 
Rendite von 104 % ein? 

Denn es soll ja bei Wahrneh-
mung des Ankaufsrechts die 25-fa-
che Nettomiete bezahlt werden (25 
x 13,1 Mio. Euro), was zu einem 
Kaufpreis von 327 Mio. Euro führt. 
Im letzten Jahr wurde das Gebäude 
aber nach Presseberichten von ei-
ner Commerzbank-Tochter an die 
Kamco Invest Group für lediglich 
160 Mio. Euro verkauft.

n   Weshalb kauft die Stadt das Bü-
rogebäude nicht sofort bzw. so-
bald der Mietvertrag mit der Com-
merzbank beendet ist? Denn dann 
bräuchte sie die Umbaumaßnahmen 

Die teuersten Gymnasien der Republik
Bericht zum neuen Mietkaufmodell für zwei neue Gymnasien in Frankfurt am Main, das – solange das
Ankaufsrecht nicht ausgeübt wird – alle schlechten Eigenschaften eines PPP-Modells aufweist

Donnerstag, der 2. November 2023 könnte als ein denkwürdiger Tag in die 
Geschichte der Schulentwicklung in Frankfurt am Main eingehen. Denn an 
diesem Tag beschloss das Stadtparlament die teuersten Gymnasien der 
Bundesrepublik. Trotzdem stimmte nicht nur die Koalition aus Grünen, SPD,
FDP und VOLT für diesen Deal, sondern auch – wenn auch schweren Herzens 
– die Linke. Und das alles gegen die dringende Empfehlung des städtischen 
Revisionsamts und die Kritik der GEW.
             Die Begleitumstände dieses Deals verweisen auf die zahlreichen Wider-
sprüche unseres Wirtschaftssystems und unseres politischen Systems. Sie 
sollten sorgfältig studiert und zugunsten des Gemeinwohls angegangen 
werden.

nicht ständig mit dem fremden Ei-
gentümer abstimmen und auf des-
sen (fi nanzielle) Bedürfnisse Rück-
sicht nehmen.

n     Wie sind in dem jetzt unterschrie-
benen Vertragswerk die Risiken zwi-
schen den Vertragsparteien verteilt?

Hierzu ist es nicht uninteres-
sant, nach der personellen Kapazi-
tät der vertragschließenden GmbH 
& Co KG zu fragen und sich wei-
ter zu fragen, wie das Haftungska-
pital auf der Vermieter- bzw. Ver-

käuferseite aussieht, wenn die Ge-
schäftspartner Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung sind!

n   Es ist in der M 186 auch von 
„share deal“-Verkäufen die Rede. 
Dieses Finanzmodell dient i. d. R. 
dazu, die Grunderwerbsteuer zu 
sparen. Für eine Kommune wäre 
solches nicht gerade ein Vorzei-
gemodell.

Angesichts dieser Risiken stellt sich 
die Frage, weshalb eine Stadtregie-
rung sehenden Auges solche einge-
hen will. Und nebenbei stellt sich 
auch die Frage, weshalb die Ver-
wendung des Begriff s Private-Pub-
lic-Partnership (PPP) so vehement 
gescheut wird.

In spätestens drei Jahren 
gehören die Schulen der Stadt…

Die Antwort heißt: Spätestens in 
drei Jahren gehört das Grundstück 
samt Schulen der Stadt und wird öf-
fentliches Gut. Und: in kurzer Zeit 
können zwei neue Schulen bezogen 
werden, Schulen, die in Frankfurt 
ein knappes Gut sind.

Dann, und nur dann würde auch 
die Kritik an der überlangen Lauf-
zeit des Vertrags fallen.

Damit steht das Risiko im Raum, 
dass das Ankaufsrecht nicht inner-
halb dieser drei Jahre auch ausge-
übt wird. Denn 327 Millionen Euro 
sind keine geringe Summe. 

Dazu muss man wissen, dass der 
bereits beschlossene Stadthaushalt 
zum Redaktionsschluss dieser FLZ 
noch nicht vom Innenministerium 
genehmigt worden ist, obwohl er be-
reits Kürzungen in diversen Haus-
haltstiteln aufweist.

Man muss auch wissen, dass 
sich die verschiedenen Koalitionen 
im Römer seit 2007 weigern, den 
Gewerbesteuerhebesatz wieder auf 
das Niveau davor zurückzuführen 
oder wenigstens anzuheben. Diese 
Weigerung führt zu jährlichen Min-
dereinnahmen von über 100 Mio. 
Euro pro Jahr, hat die Stadt also be-
reits fast 2 Milliarden Euro an Ein-
nahmenverzicht gekostet.  

Man muss auch wissen, dass für 
das im Klinikverbund Varisano be-
fi ndliche Krankenhaus Höchst vor 
kurzem 47 Mio. Euro und für 2024 
weitere 90 Mio. Euro an Mitteln zur 
Verhinderung einer Insolvenz auf-
gebracht werden müssen.

Wenn es also noch nicht oder nicht 
schnellstens einen Beschluss darü-
ber gibt, das Ankaufsrecht durch die 
Stadt auch auszuüben, und wenn 
dieser Beschluss nicht baldmög-
lichst in die Tat umgesetzt wird, 
droht diese durchaus plausible 
Rechtfertigung für einen umstrit-
tenen Beschluss in den Kommunal-

wahlkampf 2026 zu geraten. Denn 
m März 2026 fi nden die nächsten 
Kommunalwahlen statt. Damit sind 
neue Mehrheiten möglich. 

Das Beispiel mit dem Rück-
kaufsrecht des Landes Hessen für 
die von Roland Kochs CDU pri-
vatisierte Uni-Klinik Gießen-Mar-
burg zeigt, wie selbst die Grünen in 
der Koalition mit der CDU es nicht 
vermochten (vielleicht auch nicht 
wollten), diese Chance der Rück-
führung der Uni-Klinik in öff entli-
ches Eigentum zu nutzen. Gründe 
gibt es immer.

Grund und Boden sind nicht 
vermehrbar und gehören deshalb 
in die öffentliche Hand

Und noch eins zeigt dieser Deal:  
die Brisanz eines privaten Grund-
stücksmarkts unter der Regie von 
Immobilienspekulanten. Kaum ein 
Markt ist intransparenter als dieser. 
Das hat zuletzt eine Studie der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung gezeigt. Die 
Fehler von Grundstücksverkäufen 
in der Vergangenheit haben zu dem 
heutigen Problem erheblich beige-
tragen, dass die Stadt zwar mitt-
lerweile in der Lage ist, viele neue 
Schulen zu planen und sogar sie zu 
fi nanzieren, aber keine Grundstü-
cke hat, auf die sie gestellt werden 
können, ohne in überteuerte Miet-
verträge einzusteigen.

Damit stellt sich die Forderung 
nach Enteignungen für das Gemein-
wohl gemäß Artikel 15 Grundge-
setz umso dringlicher. Was für Au-
tobahnzwecke, den Kohletagebau 
und die Deutsche Bahn AG selbst-
verständlich ist, nämlich regelmä-
ßig Enteignungen für entsprechen-
de Investitionen vorzunehmen, soll-
te längst auch für die Schulinfra-
struktur gelten!

Bei Büroleerstand in Frankfurt 
am Main müsste darüber zunächst 
eine öff entliche Auseinandersetzung 
geführt werden. Bekanntlich ist die 
Grundstücksspekulation ein beson-
ders unappetitlicher Auswuchs un-
seres Wirtschaftssystems. 

Und schließlich sollten Finanzie-
rungsmodelle wie dieses und andere 
PPP-Modelle, welche aufgrund pri-
vatrechtlicher Rücksichtnahme de-
mokratiefeindlich sind, nicht weiter 
praktiziert werden. Denn sie schlie-
ßen Gewerkschaften, Schülervertre-
tungen, Elternbeiräte oder andere 
kritische Menschen oder Organisa-
tionen vom Diskussionsprozess aus. 

Herbert Storn

Miete
Für 2024: 80 Tsd 525 x 5,5 = 0,443 Mio Euro
Für 2025: 611 Tsd 520 x 6 = 3,669 Mio + 0,966 Mio = 4,635 Mio Euro
Für 2026: 399 Tsd 092 x 7 = 2,794 Mio Euro + 4,635 Mio Euro = 7,43 Mio Euro

Mietkosten bis Ende 2026 12,5 Mio Euro
+ Nebenkosten bis Ende 2026 10,36 Mio Euro

Summe 23 Mio Euro

Bis spätestens 31. 1. 2027 muss das Ankaufsrecht ausgeübt 
werden, dann werden 25 x 13,1 Mio Euro = 327 Mio Euro
fällig  (laut FR vom 26. 9. 2023 lag der Angebotspreis beim 
Kauf 2022 bei rund 160 Mio. Euro)

Summe 350 Mio Euro
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ANK

 

Name

Christina Avellini
Meike Bär 
Lea Brückner
Heidi Franciszczok
Bine Friedrich
Daniel Gnida
Enis Gülegen
Sebastian Guttmann
Susanne Hüttig
Dirk Kretschmer
Heide Krodel-Johne
Zahreen Mahmood
Frauke Matthes
Laura Preusker
Ingeborg Ulrich
Katja Weber
Henrich Zorko

Gesamtpersonalratsbüro

Vorsitzendenteam

Schule

Adornogymnasium
Friedrich-Dessauer-Gymnasium
Berkersheimer Grundschule
Elsa-Brändström-Schule
Panoramaschule
Friedrich-Dessauer-Gymnasium
Philipp-Holzmann-Schule
BFZ Frankfurt-West
Stauffenbergschule
Max-Beckmann-Schule
Viktor-Frankl-Schule
Walter-Kolb-Schule
Bergiusschule
Münzenbergerschule
Schule am Ried
Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II

e-Mail Adresse

christina. avellini@gew-frankfurt.de
meike.baer@gew-frankfurt.de
lea.brueckner@gew-frankfurt.de
heidi.franciszczok@gew-frankfurt.de
bine.friedrich@gew-frankfurt.de
daniel.gnida@gew-frankfurt.de
enis.guelegen@gew-frankfurt.de
sebastian.guttmann@gew-frankfurt.de
susanne.huettig@gew-frankfurt.de
dirk.kretschmer@gew-frankfurt.de
heide.krodel-johne@gew-frankfurt.de
zahreen.mahmood@gew-frankfurt.de
frauke.matthes@gew-frankfurt.de
laura.preusker@gew-frankfurt.de
ingeborg.ulrich@gew-frankfurt.de
katja.weber@gew-frankfurt.de
henrich.zorko@gew-frankfurt.de

GEW-Mitglieder im Gesamtpersonalrat Schule

gesamtpersonalrat@kultus.hessen.de oder 069-38989185
Stuttgarter Straße 18 –24, 60329 Frankfurt

Meike Bär und Sebastian Guttmann

Zuständigkeiten

Arbeits- und
Gesundheitsschutz

   Meike Bär und
   Heide Krodel-Johne 

Berufl iche Schulen: Susanne Hüttig Grundschulen: Heidi Franciszczok und Laura Preusker
Gesamtschulen: Katja Weber Gymnasien:  Christina Avellini
Haupt- u. Realschulen: Katja Weber Sonderpädagogik: Sebastian Guttmann

Beratung bei länder übergreifenden und hessenweiten Versetzungen

Fragen von 
Tarifbeschäftigten

Bine Friedrich und
Heide Krodel-Johne

Erreichbarkeit des Gesamt-
personalrats Schule 
Schon seit einiger Zeit ist die offi  -
zielle Mailadresse des Gesamtper-
sonalrats Schule Frankfurt GPRS.
SSA.Frankfurt@kultus.hessen.de . 
Wir bitten darum, nur noch diese
Adresse zu benutzen. Mails an die 
alte Gesamtpersonalratsadresse 
werden nicht weitergeleitet.

Versetzungen
Versetzungen sollen jetzt elektro-
nisch über das „allseits beliebte“ 
NZÜK-Portal beantragt werden. 
Große Schwierigkeiten bis hin zum 
Scheitern an diesem nicht benutzer-
freundlichen und fehleranfälligen 
Programm sind voraussehbar. Wir 
haben deshalb die Verabredung mit 
dem SSA getroff en, dass kein Antrag 
unbearbeitet bleibt. Es können auch 
Anträge in Papierform gestellt wer-
den, wenn die Eingabe über NZÜK 
nicht gelingt. 

Weiter sind unklar: Wie erfolgt 
bei dem elektronischen Verfahren 
die Stellungnahme des PR und des-
sen Mitwirkung? Wie kann man se-
hen, was wirklich erfasst wurde? 

Darüber verhandeln wir intensiv 
mit dem SSA. Es scheint (laut erster 
Probanden) so zu sein, dass man aus-
führliche Begründungen und ande-
res Material mit dem Versetzungs-
antrag hochladen kann. Deshalb: 
frühzeitig kümmern!

Wichtig: Wenn Versetzungsan-
träge gestellt werden, bekommen 
wir NICHT automatisch die aus-
führliche Begründung (sofern eine
beigelegt wurde). Weil wir die Kol-
leg*innen in den Versetzungskom-
missionen vertreten, brauchen wir 
diese Begründungen (Adresse: GPRS.
SSA.Frankfurt@kultus.hessen.de). 

Die Antragsfrist ist der 31. 1. 
2024. Wir raten zu früherer An-
tragsstellung (nicht zuletzt wegen 
Rückfragemöglichkeiten). Der schu-
lische Personalrat sollte also min-
destens zwei Wochen vor der Frist 
informiert werden. 

Handreichungen für Abordnungen 
vom Gymnasium an die Grund-
schule
Wie schon bisher berichtet, ergeben 
sich viele Schwierigkeiten für Gym-
nasiallehrkräfte, die mit einem Teil 
ihrer Stunden an Grundschulen ab-
geordnet werden. Manches hiervon 
wird im Rahmen der Teilzeitdienst-
vereinbarung geregelt (s. u.). Andere 
Probleme, die sich im Alltag ergeben, 
wurden auf Versammlungen mit den 
betroff enen Lehrkräften und Schul-
leitungen erörtert. Inzwischen wurde 
im Rahmen einer Arbeitsgruppe auch 
eine Broschüre entwickelt, die vom 
SSA an die Schulleitungen und von 
uns an die schulischen Personalräte 
verschickt wurde. Hier fi nden sich 
einige Beispiele für Erleichterungen 
im Schulalltag, wo dies möglich ist.

Ganztag
Der Rechtsanspruch auf Ganztag 
tritt zum 1. 8. 2026 in Kraft, und die 
Stadt Frankfurt bereitet sich darauf 
vor. Ab diesem Zeitpunkt sollen alle 
Kinder der Schule ein Ganztagsan-
gebot im Schulbezirk (inkl. Horte) 
und damit eine Zeit- und Angebots-

struktur von 7:30 Uhr bis 17 Uhr er-
halten. Ganztagsschulen können in 
teilgebundenen und in gebundener 
Form organisiert werden. Die Ent-
scheidung darüber triff t die Schul-
konferenz nach vorheriger Anhö-
rung der Gesamtkonferenz.

Die ersten Grundschulen be-
reiten die Antragstellung für den 
„Pakt für den Ganztag“ und ihre 
Konzepte vor. Staatliches Schulamt 
und Stadtschulamt begleiten die-
sen Prozess und bieten Informati-
onsveranstaltungen an. Diese wer-
den in Zukunft gemeinsam mit den 
örtlichen Personalräten angeboten, 
um das Kollegium vor Ort während 
des Prozesses so gut wie möglich 
begleiten und beraten zu können.

Für uns Lehrkräfte bedeutet der 
Ganztag allerdings nicht, dass wir 
mehr arbeiten müssen als unser De-
putat. Die Arbeitsbelastung ist je-
doch jetzt schon so hoch, dass der 
GPRS den schulischen Personalrä-
ten dringend empfi ehlt, darauf zu 
achten, dass eine interne Dienst-
vereinbarung getroff en wird, wel-
che die Wünsche und Bedürfnisse 
aller Lehrkräfte für ihren Einsatz 
im Ganztag berücksichtigt.

Pädagogische Tage
Es verbreitet sich wieder das Ge-
rücht, pädagogische Tage, bei denen 
Unterricht ausfällt, dürften nur noch 
zu Digitalisierungsfragen abgehalten 
werden. Das ergibt sich NICHT aus 
dem dazugehörigen Erlass (Amts-
blatt September 2022). Außerdem 
müssen pädagogische Tage auch nur 
beim staatlichen Schulamt angezeigt 
und nicht geprüft und genehmigt 
werden, was uns die Amtsleitung 
in der Gemeinsamen Sitzung noch 
einmal bestätigt hat. Es ist nach wie 
vor möglich und (nicht nur) in hoch 
belasteten Schulen auch sinnvoll, 
pädagogische Tage zu Themen wie 
beispielsweise Lehrkräftegesund-
heit, herausforderndem Verhalten 
von Schülerinnen oder anderen Fra-
gen abzuhalten. 

Dienstvereinbarung Teilzeit
Der GPRS und das SSA haben zum 
Thema Teilzeit eine Dienstverein-
barung getroff en. Die Lektüre ist 
(nicht nur) für Teilzeitkräfte höchst 
interessant. Die Dienstvereinba-
rung wurde vom SSA an die Schul-
leitungen versandt. Wir haben sie 
an die Personalräte geschickt und 
so (hoff entlich) sichergestellt, dass 
sie an alle Lehrkräfte weitergeleitet 
wird. Die Dienstvereinbarung Teil-
zeit fi ndet man auch auf der Seite 
des SSA unter „Zuständigkeiten“ 
-> Gesamtpersonalrat -> Frankfurt 
-> weitere Informationen: https://
schulaemter.hessen.de/sites/schul-
aemter.hessen.de/fi les/2023-04/
dienstvereinbarung_teilzeit_0.pdf 

Die wichtigsten Punkte sind:
—   Erweiterung der Personengrup-
pen, die als Teilzeitbeschäftige gel-
ten 
—   Auff ührung der teilbaren Dienst-
pfl ichten
—   Verpfl ichtung zu Gesprächen 
über den Ausgleich planbarer Mehr-
arbeit vor allen bei Studien- und 
Klassenfahrten 
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Gesamtpersonalrat

Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat

Zusammenführung von Integra-
tions- und Sozialindex 
Das HKM informiert darüber, dass 
ein Vorhaben des Koalitionsvertra-
ges, nämlich die Zusammenführung 
von Integrations- und Sozialindex 
seit Beginn des laufenden Schuljah-
res umgesetzt worden sei. Seit 2017 
sei den Schulen über den Integrati-
onsindex jeweils eine halbe Stun-
de pro Schü le r*in für zwei Halb-
jahre zugewiesen worden, um den 
Wechsel aus einer Intensivmaßnah-
me in die Regelklasse zu unterstüt-
zen. Problematisch sei hierbei ge-
wesen, dass die Zuweisung immer 
nach einem erfolgten Wechsel, also 
mit zeitlicher Verzögerung erfolgt 
sei; außerdem habe es bei Wechseln 
von der Grundschule in die wei-
terführende Schule und bei einer 
Rückkehr in Intensivmaßnahmen 
Schwierigkeiten gegeben. 

Mit dem Schuljahresbeginn 
2022/23 sei der Integrationsindex 
im Sozialindex aufgegangen, indem 
der Indikator „Zuwandereranteil“ 
von 28 % auf 30 % erhöht worden 
sei. Hierüber seien die Stellen für 
den Sozialindex auf ca. 650 erhöht 
worden. Gemeinsam mit den 100 
zusätzlichen Stellen für die Deutsch-
förderung werde das Wegfallen des 
Integrationsindex‘ deutlich über-
kompensiert. 

Der 2013 eingeführte Sozialin-
dex setze sich nun anteilig folgen-
dermaßen zusammen: Anteil zuge-
wanderter Schüler/-innen: von 28 
auf 30 %; Anteil der Empfänger/
innen von SGB II-Leistungen: von 
24,9 auf 24 %; Anteil der Einfami-
lienhäuser an der Gesamtzahl der 
Wohnungen von 25,4 auf 24 %; An-
teil der Arbeitslosen an der Bevölke-
rung: von 21,6 auf 22 %. Hierbei sei 
lediglich der „Zuwanderanteil ein 
schulscharfer Indikator, alle ande-
ren Faktoren beziehen sich auf den 
gesamten Schulort. Als „zugewan-

dert“ gelte, wessen Staatsangehö-
rigkeit oder Familiensprache nicht 
Deutsch sei (Eintragung in LUSD). 
Dem HPRS liegen Rückmeldungen 
von Schulen vor, die beklagen, dass 
die Zuweisung in diesem Bereich für 
sie nunmehr nicht mehr transparent 
und nachvollziehbar sei.

Eine neue Auflistung gibt es 
zum Bereich UBUS: Berufl iche Schu-
len erhalten eine Sockelzuweisung 
von 0,25 Stellen. Primarbereich 
250 – 500 SuS: 1,0 Stellen; über 500 
SuS 1,5 Stellen; unter 250 SuS sind 
die IB /VM-Fälle entscheidend, ob 
0,5 oder 1,0 Stellen Zuweisung. 
Sek.I: HR- 1,0 Stellen; für alle ande-
ren Sek.I-Schulen gilt weiterhin die 
Tabelle, die 2018 vorgestellt wurde.

Probleme bei der Überleitung in 
den TV EGO-L-H 
Der HPRS hat die diversen Proble-
me vor Ort umfangreich geschildert. 
Das HKM bestätigt die „schwierige 
Gemengelage“ und erläutert, dass 
es für die unterschiedlichen Kons-
tellationen insgesamt zwölf Mus-
terverträge für die jeweiligen Fall-
gruppen gebe. 

Dem HPRS sind einige ausge-
stellte Verträge bekannt, die in ih-
ren Regelungen den Bestandsschutz 
der Beschäftigten angreifen. Das 
HKM sichert zu, aktiv solche Verträ-
ge aus dem Verkehr zu ziehen und 
betont, dass es die gesamte Prob-
lematik mit dem HPRS gemeinsam 
angehen wolle. Alle Auff älligkeiten 
sollten unmittelbar ans HKM ge-
meldet werden.

Verbeamtung von Sozialpädago-
ginnen und Sozialpädagogen, 
die als unbefristet Beschäftigte 
in Eingangsstufen und Vorklassen 
Unterricht erteilen 
Nachdem per Erlass die Möglichkeit 
der Verbeamtung wiederhergestellt 
wurde, fragt der HPRS, ob die For-

mulierung des Erlasses so zu lesen 
sei, dass die Einstellung in die Be-
soldungsgruppe A11 und eine Be-
förderung aus diesem Eingangsamt 
nach A12 nach dreijähriger Dienst-
zeit automatisch erfolge. Das HKM 
erklärt, dass es diese Frage auch mit 
dem Innenministerium noch klären 
müsse und erst danach entsprechend 
informieren könne.

Vertretungskonzepte und Daten-
erfassung zur Unterrichtsstatistik – 
Auswertung des Testlaufes für ein 
Abfragesystem 
Mit erheblicher zeitlicher Verzöge-
rung stellt das HKM dem HPRS die 
Auswertung der Pilotabfrage vom 
10. – 12. 10. 2022 vor. An der Abfra-
ge haben 30 Schulen pro Schulamts-
bezirk, also insgesamt 450 Schulen 
teilgenommen; an der freiwilligen 
Evaluation haben sich 260 Schu-
len beteiligt. Von Beginn an sei laut 
HKM klar gewesen, dass die Abfra-
ge keinen repräsentativen Charak-
ter haben könne. Die Ergebnisse 
seien dementsprechend auch nicht 
repräsentativ.

Wichtig sei nach wie vor die 
Un ter schei dung zwischen vorher-
sehbaren und unvorhersehbaren 
Vertretungsanlässen. Erwartungsge-
mäß stelle Krankheit mit fast 70 % 
den häufi gsten Vertretungsgrund 
dar. Vertretung werde zu 68 % als 
Fachunterricht im gleichen Fach, zu 
18 % als Fachunterricht in einem 
anderen Fach, zu 11 % als eigen-
verantwortliches Arbeiten und mit 
knapp 3 % durch andere Maßnah-
men realisiert. Fast 54 % der Schu-
len / Schulleitungen beurteilten den 
Zeitaufwand für die Eintragung ins 
System als zu hoch. Am Ziel der Be-
reitstellung vollständiger Daten zur 
Vertretung im Laufe des Schuljah-
res 2023/24 will das HKM festhal-
ten. Zu diesem Zweck soll es einen 
weiteren, überarbeiteten Testlauf 

geben, bevor in eine Vollerhebung 
übergegangen werden soll. 

Immer wieder muss der HPRS 
betonen, dass die drei möglichen 
unbezahlten Mehrarbeitsstunden 
pro Monat eine Ausnahme darstel-
len. Unklar bleiben zukünftige Er-
fassungszeiträume und die Überle-
gungen, eine Verknüpfung mit Untis 
herzustellen. Darüber hinaus stellt 
sich die Frage, ob der Fachunter-
richt in Vertretung auch von Fach-
kräften abgedeckt wird. Grundsätz-
lich wird die Abfrage Schulen zu-
sätzlich belasten und potentiell un-
ter Druck setzen, Unterricht unter 
keinen Umständen ausfallen zu las-
sen. Der HPRS erinnert zudem da-
ran, dass er zu beteiligen ist, wenn 
die Erhebung fl ächendeckend er-
folgen soll.

Richtlinie für Schulgesundheits-
fachkräfte und Aufstockung der 
Versorgung mit Schulgesundheits-
fachkräften 
Das HKM konstatiert, dass die bis-
herigen Erfahrungen mit den Schul-
gesundheitsfachkräften sehr positiv 
seien und verweist auch auf entspre-
chende Studien. Bildungschancen 
und gesundheitliche Chancengleich-
heit würden gestärkt, Lehrkräfte, Se-
kretariate und Schulleitungen wür-
den entlastet. Die Eingruppierung 
erfolge nun nach TV-H 9a, was eine 
Verbesserung darstellt; bei bereits be-
setzten Stellen gebe es eine entspre-
chende Anpassung. Zur Stellenent-
wicklung erläutert das HKM, dass 
der Start 2016 mit 10 Modellschulen 
in Frankfurt und Off enbach erfolg-
te, 2022 10 weitere Stellen hinzuka-
men und in diesem Jahr nochmals 
30 weitere Stellen besetzt werden 
können. Bei der diesjährigen Aus-
weitung würden alle Schulamtsbe-
reiche gleichermaßen versorgt. Die 
Stellenausschreibungen sollen zu Be-
ginn des kommenden Schuljahres 

Verweis auf die Teilbarkeit von 
Beförderungs- und Funktionsstellen
Die Umsetzung dieser neuen Dienst-
vereinbarung an den Schulen ist ei-
ne große Aufgabe und wird hoff ent-
lich in tragfähige Teilzeitkonzepte 
münden. Praktischer Hinweis: Die 
Formulare, um die Bezahlung von 
Mehrarbeit (z. B. durch die Teil-
nahme einer Teilzeitkraft an einer 
Klassenfahrt) zu beantragen, fi nden 
sich (noch) nicht auf der Homepage 
des Schulamts Frankfurt. Der GPRS 
hat sie deshalb noch einmal an alle 
Schulpersonalräte versandt.

Entgeltordnung für Lehrkräfte und 
sozialpädagogische Fachkräfte: 
Verlängerung der Antragsfrist
Inzwischen wurde auch die A13-
Besoldung für verbeamtete Grund-
schullehrkräfte mit parallelem Ver-
lauf in die Entgeltordnung für Lehr-
kräfte und unterstützendes Personal 
übertragen. Allerdings muss auch 
diese Überleitung beantragt werden 
und es ist sinnvoll, sich hinsichtlich 
der zu erwartenden Veränderung be-
raten zu lassen (die GEW bietet dies 

kostenfrei für ihre Mitglieder an). 
Um dies möglich zu machen, wird 
für alle die usprüngliche Antrags-
frist 31. 7. 2023 bis zum 31. 5. 2024 
verlängert. 

Anfragen und Anträge können 
mit dem alten Formular gestellt wer-
den, auch wenn hierin die alte An-
tragsfrist genannt wird. Bitte nicht 
bis zum letzten Tag mit der Antrag-
stellung warten!

Wichtig: Auch bei einer posi-
tiv beantworteten Anfrage muss im 
Anschluss zusätzlich ein Antrag auf 
Höhergruppierung gestellt werden, 
damit diese auch vollzogen wird!

Anrechnung von Vorerfahrungs-
zeiten bei Angestellten
An den Frankfurter Schulen wird 
dringend Personal gebraucht. Hier-
für werden häufi g TVH-Verträge ab-
geschlossen, damit die Unterrichts-
versorgung gewährleistet werden 
kann. Schon seit längerem verhan-
deln wir mit dem SSA über die An-
erkennung von Vorerfahrungszei-
ten, für die es ja im Fall von aku-
tem Fachkräftemangel einen deut-

lich größeren Ermessensspielraum 
für das SSA gibt. 

Sommerferienbezahlung bei
befristeten Verträgen
Der neue Erlass hat erfreulicherwei-
se dazu geführt, dass viele befris-
tet beschäftigte Kol leg*in nen ver-
dientermaßen die Sommerferien
bezahlt bekommen haben. Leider 
gibt es aber auch noch Verträge, bei 
denen dies nicht erfolgt ist. Unserer 
Auff assung nach haben alle befris-
tet beschäftigten Kol le g*in nen die 
Sommerferienbezahlung verdient, da 
die unterrichtsfreie Zeit in den Som-
merferien ja zum Gesamtschuljahr 
gehören und sowohl für den Erho-
lungsurlaub als auch für vor- und 
nachbereitende Tätigkeiten genutzt 
wird (werden muss). Wir werden uns 
dafür einsetzen, dass im nächsten 
Jahr für noch mehr Kol le g*in nen 
die Sommerferien bezahlt werden.

ARBEITSSCHUTZ
Schulen, die stark von Lärm, Hitze, 
Kälte, Schadstoff en und baulichen 
Problemen belastet sind, können 

sich beim Arbeitsschutzausschuss 
melden, wenn das Problem bereits 
länger besteht oder gemeldet, aber 
noch nicht behoben ist. Bitte ei-
nen stichpunktartigen Bericht an 
GPRS.SSA.Frankfurt@kultus.hes-
sen.de schicken. 

Zum Thema Kälte: sollte der 
Verdacht bestehen, dass zu wenig 
geheizt wird, kann dies dem ABI ge-
meldet werden. Es können bei be-
gründeten Fällen Datenlogger auf-
gestellt werden, die einige Tage lang 
die Temperatur dokumentieren. 

Im Sommer wird die Hitze in 
den Schulräumen zunehmend ein 
Problem: unter https://energiema-
nagement.stadt-frankfurt.de/ sind 
Unterlagen zum städtischen Hit-
zeschutzkonzept abrufbar; es wird 
empfohlen, sich über mögliche Maß-
nahmen zu informieren und diese 
ggf. schon im Winter zu beantra-
gen, denn der Vorgang dauert lange.

Luftfilter: Die Wartung der 
von der Stadt aufgestellten Luft-
fi lter bleibt ein Thema. Die Stadt 
wird voraussichtlich ab November 
2023 die notwendigen Filterwechsel 

durchführen lassen können. Da der 
Wechsel von den Betriebsstunden 
abhängig ist, wird der Austausch 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
fällig und von den Geräten ange-
zeigt. Die Schulen können sich ger-
ne an die zuständige Bildungsregion 
wenden. Die priorisieren dann ent-
sprechend der Notwendigkeiten. Es 
wird empfohlen, sie zur Erkältungs-
zeit wieder in Betrieb zu nehmen!

Arbeitsmedizinische Beratung, 
Infektionen und Schwangerschaft: 
Der Medical Airport Service bietet
in den Räumen des SSA wieder ar-
beitsmedizinische Sprechstunden 
an. Wir haben die Personalräte über 
die Modalitäten informiert und wie 
man hier Termine vereinbaren kann. 
Auch zu Röteln, Scharlach, anderen 
Infektionskrankheiten und Schwan-
gerschaft wird Beratung angebo-
ten und werden ggf. auch Beschäf-
tigungsverbote ausgestellt. Hier-
zu kann man im MAS-Zentrum in 
Darmstadt anrufen (oder mailen) 
und lässt sich dort weitervermitteln 
und beraten. Tel:0049610534130 
info@medical-gmbh.de

starten. Die Richtlinie für Schulge-
sundheitsfachkräfte werde derzeit 
noch überarbeitet, soll jedoch zeit-
nah fertiggestellt werden.

Wandererlass und Reisekosten
Das HKM informiert darüber, dass 
der „Wandererlass“ und der Erlass 
zu „Austausch- und Begegnungs-
fahrten“ gekoppelt werden und zum 
1. 1. 2024 in Kraft treten sollen. Da-
mit soll auch eine deutliche Verein-
fachung des Antragsverfahrens ein-
hergehen. Unklar ist nach wie vor, 
ob weiterhin mit Pauschalen bei 
der Erstattung von Reisekosten der 
Lehrkräfte gearbeitet werden soll, 
oder ob gemäß der aktuellen Recht-
sprechung alle anfallenden Reise-
kosten erstattet werden.

Rahmen-Hygieneplan für die
Schulen in Hessen 
Mit der Aufhebung sämtlicher Re-
gelungen zur Corona-Pandemie am 
29. 3. 2023 hat auch der letzte „Hy-
gieneplan Corona“ für die Schulen 
in Hessen seine Gültigkeit verloren. 
Auf Basis des § 36 Infektionsschutz-
gesetz sind schuleigene Hygiene-
pläne zu erstellen. Der Rahmen-
Hygieneplan des Landes soll als 
Grundlage für die mit dem Schult-
räger abzustimmenden Schulhygi-
enepläne dienen. 

Der HPRS problematisiert ins-
besondere die fehlende Konkretisie-
rung der Ausführungen. Zur Proble-
matik, dass bspw. Waschbecken mit 
Wasseranschluss nur als Empfeh-
lungen aufgeführt sind, erklärt das 
HKM, dass dies bereits eine „Rück-
zugslinie“ sei, da die kommunalen 
Spitzenvertreter nicht zu weiterge-
henden Verpfl ichtungen bereit sei-
en. Der HPRS zeigt sich zwar scho-
ckiert, muss aber akzeptieren, dass 
hier andere Wege der Beteiligung 
vor Ort angegangen werden müssen.

Melanie Hartert, Judith Werner
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Die AG „Gegen die Ökonomisierung 
der Bildung“ der GEW Frankfurt sieht 
sich in der Tradition der bereits im 
Wintersemester 2012/2013 organisier-
ten Vortragsreihe „Ökonomisierung 
oder Demokratisierung“ des „Marbur-
ger Bildungsaufrufs“, der eine  Um-
orientierung des Bildungswesens weg
von der gegenwärtigen ökonomi schen 
Dominanz neoliberaler Werte hin 
zum Wohl aller an Bildung beteiligter 
Menschen forderte.

Da diese fatale Bildungspolitik unge-
bremst fortgesetzt wurde, zeigte un-
sere Frankfurter Initiative seit 2013 
in eigenen Vortragsreihen und Ganz-
tagsveranstaltungen die Strategien 
und Maßnahmen zur Ökonomisie-
rung und Entdemokratisierung auf, 
stellte die dafür hauptsächlich an-
gewandten Methoden auf den Prüf-
stand und analysierte die von oben 
nach unten durchgesetzten Verände-
rungen den Unterricht und das Leh-
ren und Lernen betreff end. Beispiel-
haft und schlagwortartig seien hier 
Methodentrainings, Bildungsstan-
dards und Kompetenzorientierung, 
aber auch Modularisierung in Studi-
um und Referendariat, als vorsätzli-
che Abkehr von bisherigen Bildungs-
zielen genannt. Wirtschaftskonzerne, 
allen voran Bertelsmann, versuchten, 
quasi durch die Hintertür, über ihre 
Stiftungen und Berater in Form von 
Fortbildungsangeboten oder Unter-
richtsmaterial neue Inhalte zu etab-
lieren, unterstützt von den sogenann-
ten „neuen“ Medien. Nicht mehr der 
emanzipierte, eigenständig denkende 
Mensch ausgestattet mit kritischer 
Vernunft steht hier im Mittelpunkt 

„Gegen die Ökonomisierung 
der Bildung“

pädagogischen Interesses, sondern der 
im Sinne des Marktes manipulierba-
re homo oeconomicus: der Mensch 
als Humankapital. Doch werden so 
weder die Bildungskrise, deren Spitze 
sich derzeit in einem Lehrermangel gi-
gantischen Ausmaßes zeigt, noch die 
Klimakatastrophe u. a. überwunden.

Auch die Lehrenden selbst wur-
den im Zuge der Neoliberalisierungs-
tendenzen zur Zielscheibe. Mecha-
nismen der indirekten Steuerung (Ste-
fan Siemens), die in der Wirtschaft 
schon seit Jahrzehnten üblich sind, 

werden ganz bewusst eingesetzt, 
um den Abbau von echter Mitbe-
stimmung und Solidarität zu ver-
stärken, und verhindern so nicht 
nur die Erneuerung des Bildungs-
systems von unten nach oben. 
Durch die unterschiedlichen Be-
schäftigungsverhältnisse (Beamte, 
Angestellte, pädagogische Hilfs-
kräfte, Seiteneinsteiger) sowie die 
veränderte Interpretation des Be-
rufsbildes wird die Lehrerschaft ge-
spalten. Empathie und Gemein-
schaftsgeist werden zu Fremdwör-
tern innerhalb eines Berufsfeldes, 
das mit Menschen für Menschen 
und damit nicht zuletzt für die, für 
unsere Gesellschaft arbeitet. Auf 
diese Weise werden Kolleginnen 
und Kollegen ebenso wie die ihnen
anvertraute Schülerschaft mehr 
und mehr dem neuen Erziehungs-
ideal unterworfen, nämlich der An-
passung an das immer autoritärer 
werdende System. Die Ökonomi-
sierung und Entdemokratisierung 
des Bildungswesens und damit die 
der gesamten Gesellschaft schrei-
tet weiter voran, ungeachtet aller 
berechtigten Proteste.

Daraus ergeben sich für unse-
re Arbeitsgruppe neue Themen und 
Arbeitsaufträge, denen wir uns auch 
in Zukunft stellen wollen. Weite-
re Vorträge für das Jahr 2024 sind 
bereits in Planung. Hinweise erfol-
gen zeitnah. 

Ja, so möchten wir doch alle sein. 
Edel auf einem Ross daherreitend 
und gütig mit den Armen teilen. Tei-
len gibt allen Parteien ein gutes Ge-
fühl. Wer teilt ist glücklich, ebenso 
wie die Person, mit der geteilt wird. 
Okay, bei Süßigkeiten ist das viel-
leicht nicht immer so und letztere 
Person ist ein kleines bisschen glück-
licher. Doch am Ende des Tages blei-
ben wohltuende Großzügigkeit und 
Frohsinn hängen. Nicht nur am 11. 
November hat das Teilen deshalb ei-
ne große Bedeutung, vor allem im 
Arbeitsfeld Schule. Zu einfach, wer 
lediglich an das Dividieren im Ma-
thematikunterricht denkt.

Mitteilen
Schule ist ein Ort des Mitteilens. Wir 
sprechen, hören zu, empfangen und 
senden Nachrichten fast ohne Un-
terbrechung. Wir teilen unser Wis-
sen und informieren uns gegenseitig 
über Dinge, die mal mehr, mal we-
niger wichtig sind. In einer Klasse 
herrscht großes Mitteilungsbedürf-

nis, besonders in den Grundschu-
len wird ein intensiver Austausch 
gepfl egt. Will man wirklich jedes 
Kind hören und seine Aufmerk-
samkeit fokussieren, benötigt man 

KERNgeschehen
Ein bisschen so wie Martin …?

braucht: Beim Schuhe zubinden, 
Zopf machen, Banane schälen, beim 
Trösten, Pfl aster kleben, beim Streit 
schlichten, zuhören, Ratschläge ge-
ben… die Aufl istung kann noch 
ewig fortgeführt werden. Die Lehr-
kraft ist ein Multitalent und muss 
alles können – häufi g sogar gleich-
zeitig. Das Gefühl des in Stücke-ge-
rissen-werdens ist allgegenwärtig. 
„Was soll ich denn noch alles ma-
chen?!“ Die Belastung im Lehrer-
beruf ist extrem hoch. Die Aufga-
ben neben dem Kerngeschäft des 
Unterrichtens sind vielfältig und 
kosten Ressourcen. Zeit und Kraft 
sind auch bei zerteilungswilligen 
Lehrkräften begrenzt und erschöp-
fen sich bei all den Anforderungen, 
die im Schulkontext warten.

Aufteilen
Das dürfte jeder Lehrkraft ein Begriff  
sein, wenn es um den Vertretungs-
plan geht. Klassen werden aufgeteilt, 
da nicht genug Personal da ist, um 
alle Kinder zu betreuen, geschwei-
ge denn zu unterrichten. Was einst 
nur im absoluten Notfall als letztes 
Mittel herangezogen wurde, ist an 
vielen Schule gängige Vertretungs-
planung. Woher nehmen und nicht 
stehlen?! Wie Sankt Martin können 

wir es leider nicht machen, der Per-
sonalmantel deckt nicht alle Bedürf-
nisse ab, auch wenn wir aufteilen.

Etwas teilen
Wir alle teilen dieselbe Leidenschaft, 
die Liebe zum Beruf und die Freu-
de an der Arbeit mit Kindern und 
jungen Erwachsenen. Kleine Men-
schen sind ehrlich, inspirierend, 
kreativ, neugierig, lustig und je-
den Tag eine große Aufgabe. Man 
spürt durch die Arbeit mit Kindern 
einen Sinn und Nutzen und kann 
mit Stolz und Rührung deren Ent-
wicklung begleiten. Sicherlich tei-
len wir auch Ideale, Visionen und 
Ideen für ein stabileres Schulsystem 
und gelingende Schulentwicklung. 
Wir alle teilen auch täglich dasselbe 
Leid: Personal- und Fachkräfteman-
gel, hohe Arbeitsbelastung, maro-
de Schulgebäude, wachsende He-
terogenität, volle Klassen und lee-
re Kassen. Und da ist geteiltes Leid 
defi nitiv nicht halbes Leid. 

Lieber Martin, du hast es genau 
richtig gemacht und deshalb sollst 
du jedes Jahr wieder mit Laternen 
und Liedern gefeiert werden.  Aber 
in der Schule wäre manchmal we-
niger teilen mehr.     

Die Bezirksdelegiertenversamm-
lung in Frankfurt hat am 18. Sep-
tember 2023 einstimmig beschlos-
sen, den GEW-Kollegen Luca Schä-
fer in seinem Streben nach einer 
Aufnahme in den hessischen, pä-
dagogischen Vorbereitungsdienst 
(Referendariat) in Solidarität zur 
Seite zu stehen.

Dazu ruft die GEW BV Frank-
furt alle ihre Mitglieder auf, die 
Petition „Lasst Luca lehren“ auf 
change.org zu unterzeichnen.

Dort wird der Fall im Petitions-
text ausführlich vorgestellt und wird 
nach juristischer Prüfung durch die 
Rechtsstelle der GEW Hessen als 
„de facto Berufsverbot“ bewertet. 
Ein weiterer Beleg dafür, dass der 
sogenannte Radikalenerlass auch 
nach über 50 Jahren Geschichte 
ist, die nicht vergeht (vgl. Beitrag 
in der HLZ 6/2022). 
(…)
Lassen wir den engagierten Kolle-
gen Luca nicht im Regen stehen 
und stehen ihm stattdessen in So-
lidarität zur Seite.

  Presseerklärung des
GEW BV FFM

Auch die GEW Hessen erklärte sich 
mit dem Kollegen Luca Schäfer so-
lidarisch und unterstützt ihn ju-
ristisch, politisch und mit Öff ent-
lichkeitsarbeit gegen ein drohendes
Ausbildungs- und damit Berufs-
verbot.

 Die GEW Hessen rief auf ihrer 
Landesdelegiertenversammlung am 
13. 10. 2023 ihre Mitglieder eben-
falls zur Unterzeichnung der Peti-
tion auf, darüber hinaus auch die 
GEW-Bundesorganisation zu Soli-
darität und Unterstützung.

Die GEW Hessen fordert das 
Hessische Kultusministerium und 
die Landesregierung auf, Luca den 
Eintritt in den Vorbereitungsdienst 
endlich zu ermöglichen und ihm da-
mit sein Grundrecht auf Ausbildung 
nicht weiter zu verweigern!

Der Fall Luca Schäfer beweist 
erneut die Aktualität des Themas. 
Die GEW Hessen fordert weiterhin 
die Rehabilitierung und Entschädi-
gung der demokratischen und lin-
ken politischen Aktiven, die seit 
1972 Betroff ene des sogenannten 
„Radikalenerlasses“ geworden sind 
und wird das Thema weiterhin ak-
tiv bearbeiten.                          

Lasst Luca lehren!
GEW in Solidarität gegen Berufsverbote  

Eva Maria Wehrheim für die AG
„Gegen die Ökonomisierung 

der Bildung“, GEW Frankfurt: Dr. 
Gabriele Frenzel, Maria Heydari, 

Günter Köhler, Thomas Sachs, René 
Scheppler und Herbert Storn

für den Erzählkreis wahrscheinlich 
Jahre. Die Mitteilungen sollen also 
kurz und knackig auf den Punkt ge-
bracht werden, für mehr reicht die 
Zeit nicht. Ungeteilte Aufmerksam-
keit für Gesagtes – nur im Schnell-
durchlauf bitte.
 
Zerteilen
Man könnte sich jeden Tag zer-
teilen, denn überall wird man ge-

Eine der letzten Veranstaltungen

In der Schule gebastelt.
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Seit dem Jahr 2013 gibt es in Hes-
sen den sogenanngen „Sozialindex“.
Schulen in sozial schwieriger Lage 
werden seitdem mit zusätzlichen 
Lehrer:innenstellen ausgestattet. 
Damit sollen vor allem die Bildungs-
chancen sozial benachteiligter Kin-
der und solcher mit Migrationshin-
tergrund verbessert werden. Ab dem 
Schuljahr 2024/25 sollen zusätzlich 
im Rahmen des Startchancen-Pro-
gramm Bundesmittel in Höhe von 
1 Mrd. Euro „erstmalig zielgenau 
und bedarfsgerecht an die Länder 
verteilt werden“. 

Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler bei, die mehrzügige Schulen ge-
genüber kleinen, peripher gelege-
nen Schulen benachteiligt. Vor al-
lem aber reicht die Stellenausstat-
tung des Programms nicht aus, um 
Wirkungen zu erreichen. In Hessen 
fehlt bisher das Problembewusst-
sein, um den notwendigen Wandel 
einzuleiten. Die Konsequenzen wer-
den nicht nur eine unzureichende 
schulische Förderung vieler Schü-
lerinnen und Schüler, sondern auch 
ein sich stark zuspitzendes Defi zit 
an qualifi zierten Arbeitskräften am 
Arbeitsmarkt in der Zukunft sein.“ 

In einem anderen Artikel1 weist 
er darauf hin, dass „die Analyse 
der Daten der IQB-Erhebungen 
für die Grundschule verdeutli-
chen, dass etwa ein Drittel aller 
Grundschulklassen 2016 eine so-
zial schwierige Zusammensetzung 
der Schüler*innenschaft aufweist. 
Damit sind meist gravierende Fol-
gen für die durchschnittlichen Leis-
tungen der Schüler*innen sowohl 
in Deutsch als auch Mathematik 
verbunden. (...) In Klassen in sozial
schwierigen Lagen werden deutlich
mehr Schüler*innen mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf unter-
richtet, mehr Kinder dieser Klassen 
hatten nur wenig Vorschulförde-
rung, die Lehrkräfte haben häufi ger 
keine Lehrbefähigung in Deutsch 
und Mathematik, nur wenig mehr 
Schüler*innen nehmen an Ganz-
tagsangeboten teil, die Schulen sind 
kaum häufi ger gebundene Ganz-
tagsschulen, jahrgangsübergreifen-
der Unterricht fi ndet seltener statt 
und nur gut die Hälfte der Kinder 
wächst mit Deutsch als Familien-
sprache auf.“

In der geplanten Veranstaltung soll 
es jedoch nicht nur um die Bestands-
aufnahme und Analyse der vor-
handenen Situation gehen, sondern 
auch um Alternativen. Nicht um-
sonst ist das hessische Modell des 
Sozialindexes bisher von keinem 
anderen Bundesland übernommen 
worden. In den Blick nehmen wol-
len wir auch Modelle aus anderen
Bundesländern wie Hamburg, was 
als deutlich eff ektiver eingeschätzt 
wird, aber auch internationale Bei-
spiele.

Möglicherweise ist ja sogar 
von der künftigen Landesregie-
rung Neues zu erwarten: So for-
derte die SPD im September 2023: 
„Sozialindex in Hessen braucht eine
Neuausrichtung – Startchancenpro-
gramm bietet eine gute Grundlage 
dafür.“ Und der bildungspolitische 
Sprecher Christoph Degen erklärte: 
„Bisher ist der hessische Sozialindex 
jedoch nicht mehr als ein Tropfen 
auf den heißen Stein, der sich nicht 
an den Bedarfen der Schülerinnen 
und Schüler orientiert. Mit der von 
uns im Antrag2 geforderten schul-
scharfen Zuweisung der sozialpä-
dagogischen Lehrkräfte könnten 
wir angesichts knapper Ressour-
cen mehr bewirken.“

Sozialindex und Startchancenprogramm – 
heiße Luft oder echte Hilfe?

Das sogenannte 
Startchancenprogramm

Mit dem Startchancen-Programm 
sollen 4.000 allgemein- und berufs-
bildende Schulen mit einem hohen 
Anteil an sozial benachteiligten 
Schülerinnen und Schülern speziell 
gefördert werden. Damit soll der Bil-
dungserfolg von der sozialen Her-
kunft entkoppelt werden. Der Bund 
zahlt den Ländern dafür zehn Jahre 
lang jährlich eine Milliarde Euro. Die 
Länder sollen die Bundesförderung 
mit Mitteln in gleichem Umfang er-
gänzen. Die Höhe der Fördermittel, 
die ein Land vom Bund erhält, soll 
die sozialen Rahmenbedingungen 
berücksichtigen. Eine Grundlage soll 
der Anteil der Kinder und Jugendli-
chen aus armutsgefährdeten Famili-
en und mit Migrationshintergrund 
sein. Darüber hinaus wird in gerin-
gerem Umfang das Brutto-Inlands-
produkt der Länder berücksichtigt. 
Die Länder verteilen dann die För-
dermittel innerhalb des jeweiligen 
Landes gezielt auf Schulen in sozi-
al schwieriger Lage.

1 DDS, 114. Jg., 1(2022)

2 Gemeint ist die Landtagsdruck-
sache 20 / 10846 mit den SPD-For-
derungen

3 Es handelt sich hier um das
„Ex per t:in nen fo rum Startchancen“ 
vom Wissenschaftszentrum für
Sozialforschung Berlin (WZB) und 
der Robert Bosch Stiftung

„Bisher ist der
hessische Sozial-
index jedoch
nicht mehr als ein
Tropfen auf den 
heißen Stein,
der sich nicht an 
den Bedarfen
der Schülerinnen 
und Schüler
orientiert.“
Christoph Degen

gestellt werden, sollen 60 Prozent 
aller Mittel den Grundschulen und 
40 Prozent den weiterführenden 
und berufl ichen Schulen zur Ver-
fügung gestellt werden.

Die GEW-Vorsitzende Maike Fin-
nern kritisierte, dass das Startchan-
cenprogramm nur rund zehn Pro-
zent aller Schülerinnen und Schü-
ler erreichen werde. „Gut 20 Pro-
zent der Kinder und Jugendlichen 
sind jedoch arm beziehungswei-
se armutsgefährdet“, begründete 
Finnern die Kritik an der Finan-
zierung. „Zudem beträgt allein der 
Sanierungsstau an Schulen rund 45 
Milliarden Euro. Um diesen ernst-
haft anzugehen, brauchen wir einen 
eigenständigen Finanzierungstopf. 
Das Startchancenprogramm kann 
nur ein Einstieg in eine dauerhafte, 
solide Finanzierung benachteiligter 
Schulen sein. Es muss über die zehn-
jährige Laufzeit hinaus verstetigt 
und besser ausfi nanziert werden.“

Kritisch sehen die Expertinnen 
und Experten3 die Mittelverteilung. 
Zwar hatten sich Bund und Län-
der auf einen Kompromiss geeinigt, 
allerdings sei das nicht der große 
Durchbruch, wie häufi g behauptet 
wurde. Nur bei der ersten Säule, die 
die Investitionen in den Schulbau 
beinhaltet, sollen die Bundesgelder 
unter den Ländern nach Sozialin-
dikatoren verteilt werden. Für die 
anderen beiden Säulen, also für das 
Chancenbudget und für multipro-
fessionelle Teams, gilt die Armuts- 
und Migrationsquote jedoch nicht. 
Hier sollen die Mittel des Bundes 
nach Umsatzsteuerpunkten an die 
Länder gehen. Allein die Einwoh-
nerzahl entscheidet demnach darü-
ber, wie viel jedes Bundesland erhält. 

Dass die Kommunen nicht betei-
ligt waren, ist ein weiterer Kritik-
punkt der Experten. Dabei spielten 
die Kommunen bei der Umsetzung 
eine entscheidende Rolle, sie seien 
nicht nur zuständig für die Inves-
titionen in den Schulbau, sondern 
auch für die Zusammenarbeit mit 
Jugendhilfeträgern beispielsweise
im Quartier oder Ganztag an der 
Schule. Seitens des Deutschen Städ-
tetags wurde beklagt, dass die Kom-
munen sich bisher zum Hausmeis-
ter degradiert fühlten, da sie in den 
Verhandlungen um die Ausgestal-
tung des Programms nicht als Part-
ner auf Augenhöhe beteiligt wor-
den seien. Hier brauche es einen 
Perspektivwechsel.

Christoph Baumann

Hintergrund

Der 27-jährige Lehrer Luca Schäfer 
wird unter höchst merkwürdigen 
Umständen kriminalisiert – er soll 
im Zuge einer 1.-Mai-Kundgebung 
angeblich „Polizisten angegriff en“ 
und einen Rauchtopf geworfen ha-
ben. Der vernommene Polizist ver-
strickt sich in Widersprüche. Das 
Bildmaterial zur Demo gibt den Tat-
vorwurf nicht her. Trotz unklarer 
Beweislage wird ihm nun mit der 
Begründung mangelnder Eignung 
der Eintritt in den Vorbereitungs-
dienst verwehrt. Der Kollege war 
mehrere Jahre während seines Stu-
diums in der DGB-Jugend Frank-
furt aktiv und ist GEW-Mitglied.

Mit der Absicht des Kultusmi-
nisteriums, dem Kollegen den Ein-
tritt in den Vorbereitungsdienst zu 
verwehren, wird Luca das Recht auf 
eine Ausbildung verweigert, da das 
Land Hessen das Ausbildungsmo-
nopol bei Lehrkräften hat. 

Gerade im Schuldienst, wo Kin-
der und Jugendliche zu Demokratie, 
Kritikfähigkeit und Meinungsfrei-
heit erzogen werden sollen, braucht 
es politisch engagierte Lehrkräfte, 
die genau das auch leben und nicht 
nur lehren. Es ist scheinheilig, die 
Politikverdrossenheit junger Men-
schen zu beklagen, wenn man ihnen 
gleichzeitig immer wieder mit Inst-
rumenten wie dem Berufsverbot vor 
Augen führt, dass politisches Enga-
gement nur in engen Grenzen zu-
lässig ist, und bestraft wird, sobald 
eine grundlegende gesellschaftliche 
Kritik enthalten ist.

Leider gibt es bundesweit im-
mer wieder aktuelle Beispiele der 
Einschüchterung junger politisch 
aktiver Kolleg:innen, die deutlich 
machen, dass Berufsverbote ein nach 
wie vor aktuelles Thema sind: Wir 
erinnern an die Kollegen Michael 
Csaszkóczy von 2004/2005; Kerem
Schamberger 2016 und Benedikt 
Glasl 2018, letztere aus Bayern.

Die GEW erinnert auch an die
in den 70er Jahren betroffenen 
Kolleg:innen, für die das Thema 
weiter aktuell ist: Weder gab es ein 
öff entliches Eingeständnis, dass der 
Radikalenerlass Tausenden von 
Menschen die berufl iche Perspek-
tive genommen und sie in schwer-
wiegende Existenzprobleme gestürzt 
hatte, noch eine materielle, mora-
lische oder politische Rehabilitie-
rung oder eine politische Ausein-
andersetzung über die schwerwie-
gende Beschädigung der demokra-
tischen Kultur.

Landesdelegierte der GEW am 
13. 10. 2023 in Fulda

40 Prozent der Fördermittel sollen 
für eine bessere und damit lernför-
derlichere Infrastruktur und Aus-
stattung der Schulen eingesetzt wer-
den. 30 Prozent fl ießen in die Stär-
kung multiprofessioneller Teams. 
Damit ist es beispielsweise rech-
nerisch möglich, allein aus Bun-
desmitteln jeder Schule in sozial 
schwieriger Lage eine volle Stelle für 
schulische Sozialarbeit zuzuweisen. 
Weitere 30 Prozent der Mittel fl ie-
ßen als sogenanntes Chancenbud-
get in bedarfsgerechte Maßnahmen 
der Schul- und Unterrichtsentwick-
lung, beispielsweise in zusätzliche, 
gezielte Lernförderung in den Kern-
fächern Deutsch und Mathematik.

Weil insbesondere in den er-
sten Schuljahren die entscheiden-
den Weichen für den Bildungserfolg 

Fortsetzung: Lasst Luca Lehren!

Was ist der Sozialindex?
Der Sozialindex wird in Hessen auf
der Basis von Bevölkerungsstruk-
turdaten berechnet und erfasst da-
mit die soziale Belastung der Ge-
meinden, der Kreise und der kreis-
freien Städte. Indikatoren sind die 
Arbeitslosenquote, die Sozialhilfe-
quote und die Quote an Wohnun-
gen in Einfamilienhäusern (als so-
ziodemografi sche Merkmale) so-
wie der Ausländeranteil unter den
Schülerinnen und Schülern als 
schul statistisches Merkmal. Auch 
der Umfang der Stundenzuweisun-
gen aus dem Sozialindex ist Be-
standteil der schulbezogenen Zu-
weisung durch das HKM. Für die 
Verteilung der Stunden aus dem 
Sozialindex ist die Schulkonferenz 
nach Vorschlag durch die Gesamt-
konferenz zuständig. Hier ist die 
Verwendung zwingend vorgegeben. 
Es geht darum, soziale Nachteile 
ausgleichen, zum Beispiel durch 
direkte Förderung von Schülerin-
nen und Schülern durch zusätz-
liche Mathematikförderung oder 
Angebote zur Gewaltprävention.

Quelle: GEW Hessen:
Stellenzuweisung und Deputate

 transparent, Frankfurt 2019

GEW bereitet Veranstaltung
für Anfang 2024 vor

Die GEW Frankfurt möchte Anfang 
2024 zu den Themen „Sozialindex“ 
und „Startchancen-Programm“ eine
Veranstaltung durchführen. Als Re-
ferent haben wir Prof. Dr. Horst 
Weishaupt eingeladen, der sich seit 
Jahren intensiv und kritisch mit der 
Notwendigkeit, den Wirkungen und 
Auswirkungen des Sozialindex be-
fasst. In einem Artikel für die HLZ 
7/8 20 23 schreibt er zu dem Thema:
„Hessen stellt zwar 650 Stellen und 
damit 1,2 % des Gesamtstellenauf-
kommens für zusätzliche Zuweisun-
gen nach einem Sozialindex zu Ver-
fügung, doch werden für die Ver-
teilung überwiegend keine auf die 
einzelnen Schulen bezogenen Indi-
katoren verwendet. Analysen zur 
Wirkung des Indexes auf die Ver-
teilung von Personalstellen zeigten 
nicht den erwarteten Eff ekt. Da-
zu trägt die Lehrkräftezuweisung 
nach Klassen und nicht nach der 
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Mit einer bemerkenswerten Ini-
tiative setzen sich die Betriebs-
räte der großen freien Kitaträger 
in Frankfurt für einen verbindlichen 
Maß nah  men plan bei den immer 
häu fi  ge ren Personalengpässen ein.
        Im Anschluss an eine trä ger über-
grei fende gemeinsame Betriebs-
ratssitzung am 19. Oktober 2023 
wurde untenstehende Pressemittei-
lung ver sandt, die auch in FR und 
FAZ ausführlich wiedergegeben 
wurde.

Zur Situation in den Kindertages-
stätten und Schulbetreuungen er-
klären die Betriebsräte verschiede-
ner freier Träger: 

Betriebsräte fordern 
Maßnahmen-
pläne bei Personal-
engpässen ein
„Wir stellen mit Bestürzung und 
Sorge die zunehmende Überlastung 
der Beschäftigten in den Kinderta-
gesstätten und schulischen Betreu-
ungen in unseren Betrieben fest. 
Aufgrund des Fachkraftmangels 
fehlt es in zahlreichen Einrichtun-
gen an ausreichend Personal. Im-
mer wieder kommt es dazu, dass 
zu wenige Kolleg:innen zu viele 
Aufgaben zu bewältigen haben. 
Die Situation belastet Kinder, Fa-
milien und Beschäftigte. Häufig 
wird vor Ort in der Not improvi-
siert. Wir meinen, es braucht einen 
verbindlichen trägerübergreifen-
den Maßnahmenplan für die Stadt 
Frankfurt und andere Kommunen, 
wie bei Engpässen zu verfahren ist! 
Dies ist die Voraussetzung, um die 
Aufrechterhaltung der Kernaufga-
ben in Situationen ständiger Per-

sonalknappheit überhaupt erst er-
möglichen zu können.“ 

Einen solchen Maßnahmenplan 
bei Personalengpässen legen jetzt die 
Betriebsräte der großen freien Kita-
Träger im Anschluss an eine gemein-
same Be triebs rats sitzung vor. Die in 
der Frankfurter Kitavernetzung ko-
operierenden Betriebsräte vertreten 
mehrere tausend Beschäftigte in Ki-
tas und Schulbetreuungen in Frank-
furt, Off enbach und Langen.

Der Maßnahmenplan sieht je 
nach Ausmaß der Notlage abgestuf-
te Handlungsschritte zur Be wäl ti-
gung eines Engpasses vor. Beschäf-
tigten, Leitungen und Trägern steht 
somit ein transparentes In stru men-
ta ri um zur Verfügung. Dieses reicht 
von Anpassungen der Angebots-
struktur über Gruppenzusammen-
legungen bis hin zu Einschränkun-
gen der Öff nungszeiten und einem 
Aufnahmestopp für Neuanmeldun-
gen von Kindern.

Die Betriebsratsvorsitzende der 
BVZ GmbH, Bianca Kistner, erklärt 
dazu: „Unterbesetzung in den Ein-
richtungen wird immer öfter zur 
alltäglichen Arbeitsbedingung. Des-
halb brauchen wir ein klares Re-
gelwerk zum Umgang damit.“ An-
sonsten, so befürchtet Simon Ben-
ecken, Co- Betriebsratsvorsitzender 
des Sozialpädagogischen Vereins, 
drohe eine weitere Verschärfung 
der Überlastung und in Folge zu-
nehmende Abwanderung von Fach-
kräften aus den Kitas: „Es braucht 
eine stadtweite Strategie. Deswegen 
werden wir jetzt zeitgleich an die 
jeweiligen Geschäftsleitungen der 
Kita-Träger herantreten, den von 
uns erarbeiteten Maßnahmenplan 
als Grundlage für eine Betriebsver-
einbarung vorlegen und Verhand-
lungen dazu einfordern.“ 

Von der neuen Hessischen Lan-
desregierung erwarten die Betriebs-
räte darüber hinaus eine Abkehr 
von der bisherigen Strategie, den 
Fachkraftbegriff  aufzuweichen und 
Standards abzusenken. „Es muss 
entschieden mehr in bezahlte Aus-
bildungswege und attraktive Ar-
beitsbedingungen investiert wer-
den. Nur so lässt sich Qualität in 
der Frühkindlichen Bildung dauer-
haft erreichen.“, so Bianca Kistner 
abschließend.

Zum Hintergrund: 
Um eine angemessene Bildungsqua-
lität zu erreichen, fordert die Kita-
Vernetzung Frankfurt schon seit ei-
niger Zeit gemeinsam mit den Ge-
werkschaften ver.di und GEW eine 
altersgerechte Fachkraft-Kind-Re-
lation von 1 : 3 (Krabbelstube) – 1 
: 8 (Kindergarten) – 1 : 10 (Hort/
Schülerladen) in allen Einrichtun-

gen. Davon ist die jetzige Realität 
weit entfernt. 

Der jetzt vorgelegte Maß nah-
men plan soll verhindern, dass es zu 
einer dauerhaften Überlastung der 
Beschäftigten kommt und wichti-
ge mittelbare pädagogische Arbeit 
(Vor- und Nachbereitung, Praxis-
anleitungen, Teamsitzungen, Su-
pervisionen, Fortbildungen) nicht 
mehr wahrgenommen werden kann. 
Der Maßnahmenplan soll als trä-
gerübergreifender Handlungsrah-
men angewendet werden. Da der 
Plan darauf ausgerichtet ist, den 
Mindeststandard abzusichern, ist 
er als Übergangsregelung gedacht, 
die nicht zur täglichen Normalität 
werden darf. Der Plan soll deshalb 
nach spätestens einem Jahr evalu-
iert werden.

Der Maßnahmenplan selbst, so-
wie ein dazugehöriger Ablaufplan 

sind über die folgenden Links auf 
der Web-Seite der GEW Hessen ein-
sehbar:
https://www.gew-hessen.de/fileadmin/
user_upload/1_themen/bildung/so-
zpaed/Personalmangel-Massnahmen-
plan-20-10-23.pdf
https://www.gew-hessen.de/fileadmin/
user_upload/1_themen/bildung/sozpaed/
Personalmangel-Ablaufplan-20-10-23.pdf

Pressemitteilung Frankfurt am 
Main, den 20.10.2023 

Frankfurter Kitavernetzung fordert Maßnahmenplan 
bei Personalnotstand

Man kann darüber streiten, wer die 
weitere Entwicklung eines Kindes 
mehr prägt, die Kita oder die Grund-
schule. Beide Bildungseinrichtun-
gen stehen jedenfalls in dieser Hin-
sicht an der Spitze. Und die Kita ist 
für viele Kinder der erste Bereich, 
in dem sie aus der privaten elterli-
chen Sphäre in diejenige der Gesell-
schaft eintreten. Wenn von priva-
ten Kitas und privaten Grundschu-
len (und von der Gentrifi zierung 
der Wohngegend) abgesehen wird, 
zeichnen sich Kita und Grundschu-
le auch noch dadurch aus, dass sie 
zunächst mal nicht zum separieren-
den Bildungssystem gehören.

Umso wichtiger ist es, nicht den 
Widersprüchen und Gegensätzen 
auszuweichen, die diese unsere Ge-
sellschaft leider auch kennzeichnen. 

Michael Klundts neues Buch „Kin-
der in Armut – Benachteiligung, Dif-

famierung und Stigmatisierung in 
der Kita begegnen!“ ist dafür bes-
tens geeignet.

Dr. Michael Klundt ist Profes-
sor für Kinderpolitik und Studien-
dekan im Fachbereich Angewandte 
Humanwissenschaften an der Hoch-
schule Magdeburg-Stendal. Er lei-
tet den Master-Studiengang „Kind-
heitswissenschaften und Kinder-
rechte“ und lehrt und forscht unter 
anderem zu den Themen Kinderar-
mut und Reichtum sowie Kinder-, 
Jugend-, Familien- und Sozialpoli-
tik. Als gesellschaftlich engagierter 
Wissenschaftler ist er für das The-
ma prädestiniert.

 
Klundt verbreitet nicht die Illusion, 
über das Bildungswesen die materi-
ellen und sozialen Gegensätze über-
winden zu können. „Pädagogische 
Fachkräfte können die gesellschafts-
politisch verursachte Entstehung 

Kinder in Armut – Benachteiligung, Diffamierung und Stigmatisierung          
von Kinderarmut sicherlich kaum 
beeinfl ussen.“ Dennoch ist nicht 
unerheblich, wie Bildungsinstitu-
tionen und Professionelle mit so-
zialer Benachteiligung, Armut und 
deren Folgen umgehen.

Besonders bedenklich sind
diejenigen Debatten, in denen die 
betroffenen Kinder und Familien
mit den Etiketten ‚selbst schuld‘ 
oder ‚asozial‘ rhetorisch bedacht 
werden …

Denn „schmerzhafter noch als ma-
terielle Einschränkungen können 
sich Diff amierungen und Stigma-
tisierungen auswirken. Auch das 
Reden über (arme) Kinder und ihre 
Familien macht also einen Teil der 
gesellschaftlichen Polarisierungs-
Problematik aus, die immer weni-
ger geleugnet werden kann. Dies gilt 
vor allem dann, wenn die Betrach-
tung von (Kinder-)Armut durch ein 

Betriebsrat ASB/Lehrerkoopera-
tive Bildung und Kommunikation 
gGmbH | Betriebsrat AWO Kreis-
verband Frankfurt | Betriebsrat BVZ 
GmbH Betriebsrat IFZ Internatio-
nales Familienzentrum gGmbH | 
Betriebsrat Mainkrokodile gGmbH 
| Betriebsrat Sozialpädagogischer 
Verein zur familienergänzenden
Erziehung e.V. 

Armutsquoten 2021 nach 
Bundesländern

© Der Paritätische Gesamtverband, Armutsbericht 2000, Aufl . 2
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        in der Kita begegnen!

„Wir sind sehr besorgt“ sagt Andrew
Spar, Präsident der Florida Educa-
tion Association (FEA) in einem In-
terview mit Carmen Ludwig, un-
serer ehemaligen stellvertretenden 
Landesvorsitzenden. Was auf dieser 
Doppelseite der GEW-Bundeszeitung 
EuW enthüllt wird, ist ein Blick ins 
fi nsterste Mittelalter. Säkularisie-
rung und Aufklärung scheinen nicht 
stattgefunden zu haben.

Den „schlimmsten Lehrermangel, 
den wir je erlebt haben“, „Klassen-
zimmer, in denen es keine Lehrkräf-
te gibt“. „Manchmal ist eine Person 
für vier oder fünf Klassen zustän-
dig; die Kinder können unter diesen 
Umständen nichts lernen.“ Ansät-
ze davon kennen wir mittlerweile 
auch aus Deutschland. Aber dass 
Bücher mit LGBTIQ+-Bezug oder 
solche, die von afroamerikanischer 
Geschichte, der Sklaverei und den 
Erfahrungen der Indigenen hier in 
den vereinigten Staaten sowie von 
Einwanderern handeln von Einzel-
personen angezeigt und darauf hin 
für den Unterricht verboten werden, 
das ist schon unerhört.

Dazu kommt eine immense Er-
schwerung von gewerkschaftlicher 
Organisierung wie die, dass mindes-
tens 60 Prozent der Lehrkräfte jeder 
Schule Mitglied einer Gewerkschaft 
sein müssen, andernfalls verliert sie 
ihre gewerkschaftliche Vertretung.

So empörend es ist, so kommt es 
nicht ganz überraschend. Bereits in 
der FLZ 2/2023 habe ich auf den Zu-
sammenhang mit der neoliberalen 
Schockstrategie verwiesen und Nao-
mi Klein zitiert, die in ihrem gleich-
namigen Buch von 2007 ausgeführt 
hat, wie ein Hurrican zum Privati-
sierungskahlschlag der öff entlichen 
Schulen genutzt wurde.

Finanzminister Christian Lindner 
(FDP) schlägt auch bei der Ausbil-
dungsförderung für Schüler und Stu-
denten zu: Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) für Studenten sollen um 
440 Millionen auf 1,37 Milliarden 
Euro gekürzt werden. Das sind Mi-
nus 24 Prozent !
… und das bei ohnehin zu niedrigen 
Bafög-Sätzen

Bereits im Mai 2021 hatte das Bun-
desverwaltungsgericht (BVerwG) 
Zweifel an der Verfassungsmäßig-
keit der Feststellung der BAföG-
Bedarfssätze angemeldet, aus die-
sem Grund ein Verfahren ausgesetzt 
und dem Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) vorgelegt. Das BVerfG 
prüft derzeit, ob die Festsetzung der 
BAföG-Bedarfssätze für Studieren-
de mit dem Grundgesetz vereinbar 
sei. – Grund:

Die Regelung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes (BAföG), nach der im Zeit-
raum von Oktober 2014 bis Februar 2015 ein 
monatlicher Bedarf für Studierende in Höhe 
von 373 Euro galt (§ 13 Abs.1 Nr. 2 BAföG), 
verstößt nach Überzeugung des Bundesver-
waltungsgerichts gegen den aus dem ver-
fassungsrechtlichen Teilhaberecht auf chan-
cengleichen Zugang zu staatlichen Ausbil-
dungsangeboten folgenden Anspruch auf 
Gewährleistung des ausbildungsbezogenen 
Existenzminimums (Art. 12 Abs.1, Art. 3 Abs.1 
Grundgesetz - GG - in Verbindung mit dem 
Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs.1 GG). 

Aus der Pressemitteilung des
Bundesverwaltungsgerichts Nr. 31/2021 

vom 20. 5. 2021

GEW und fzs (freier zusammen-
schluss von student*innenschaften) 

fordern daher eine BAföG-Reform, 
bei der die Bedarfssätze auf min-
destens 930 Euro angehoben und 
Pfl ege- sowie Krankenversicherung 
angemessen berücksichtigt werden. 
Zudem solle ein transparentes Ver-
fahren zur regelmäßigen Anpassung 
der Bedarfssätze eingeführt werden.

Die Stellungnahme von fzs und 
GEW für das Bundesverfassungs-
gericht liefert interessante Zahlen 
für unsere bestehende Klassenge-
sellschaft: 

Im Monatsdurchschnitt erhiel-
ten 2021 333.774 Studierende Aus-
bildungsförderung, was nur 11,3 % 
aller im Wintersemester 2021/2022 
immatrikulierten Studierenden ent-
spricht.

Aus diesen Zahlen lässt sich 
bei einem Vergleich der Angaben 
für 2014/2015 mit 2021/2022 ab-
leiten, dass die Zahl der Studieren-
den in diesem Zeitraum von sieben 
Jahren um mehr als eine halbe Mil-
lion Studierende (564.574) gestie-
gen ist (+ 23,7 %), der Anteil, der 
Studierenden, die Ausbildungsför-
derungsleistungen nach dem BAföG 
in Anspruch nehmen (mussten), um 
21,4 % (Monatsdurchschnitt) bzw. 
sogar 27,7 % (Jahreswert) gesun-
ken ist. Zugleich hat sich aber der 
Anteil der Studierenden, die eine 
sogenannte Vollförderung bekom-
men, signifi kant erhöht auf zuletzt 
fast 43 % (2014 nur rund 38 %).

Die rückläufi gen Förderungs-
zahlen lassen sich nicht mit einer 
Abnahme der Zahl der Schülerin-
nen und Schüler und der Studieren-
den erklären. Vielmehr ist die Zahl 
der Geförderten langfristig zurück-
gegangen, weil die Freibeträge und 

Förderungshöhe zu gering und nicht 
kontinuierlich erhöht wurden.

Die fzs-Vorständin Rahel Schüs-
sler kritisiert, Ausbildung bliebe 
in Deutschland ein Armutsfaktor. 
„Studierende und junge Menschen 
im Allgemeinen fühlen sich wirklich 
im Stich gelassen.“ Viele wüssten 
schon jetzt nicht mehr, wie sie sich 
angesichts steigender Mieten und 
Lebenshaltungskosten ihr Studium 
weiter leisten sollten. 

„Kein Wunder, dass wir hohe 
Abbruchquoten haben.“

sagte auch Keller. Er verwies darauf, 
dass die Delegierten des GEW-Ge-
werkschaftstages 2022 einen Dring-
lichkeitsantrag verabschiedet hät-
ten, der eine deutliche Erhöhung 
der studentischen Ausbildungsför-
derung auf 1.200 Euro fordere. Nur 
13 Prozent der Studierenden erhiel-
ten überhaupt noch BAföG.  

Als Bildungsgewerkschaft im 
DGB tritt die GEW dafür ein, dass 
ein Studium kein Privileg weniger 
sein darf, sondern allen off enste-
hen muss, die eine Hochschulzu-
gangsberechtigung erworben ha-
ben – egal, woher sie kommen und 
ob sie wohlhabende Eltern haben 
oder nicht.

Das Bundesverfassungsgericht 
sieht dies ähnlich und hat im Be-
schluss vom 8. 5. 2013 festgehalten:

Der Gesetzgeber hat den Zugang zu Ein-
richtungen zur Ausübung grundrechtlicher 
Freiheit insgesamt so zu gestalten, dass die 
sozialen Gegensätze hinreichend ausgegli-
chen werden und soziale Durchlässigkeit 
gewährleistet wird. 

Wechselspiel zwischen Ignoranz, 
Krokodilstränen und Schicksals-
gläubigkeit gekennzeichnet ist. Be-
sonders bedenklich sind diejenigen 
Debatten, in denen die betroff enen 
Kinder und Familien mit den Eti-
ketten ‚selbst schuld‘ oder ‚asozial‘ 
rhetorisch bedacht werden, denn 
dann steht statt der Bekämpfung 
von Armut eher die Herabwürdi-
gung und letztlich Bekämpfung der 
Armen im Vordergrund.

Haltungen und Handlungen, sagt 
Klundt, können also die vorhandene 
soziale Ungleichheit reproduzieren 
oder sie sogar verstärken, statt sie 
gemeinsam mit anderen Fachkräf-
ten, mit Kindern und Familien in 
ihren Auswirkungen zumindest zu 
lindern und zu vermindern. Und das 
ist nicht als Trostpfl aster gemeint, 
sondern kann „ – bei allen sozia-
len Widrigkeiten – Kinder, Eltern, 

Fachkräfte und das Gemeinwesen 
in ihrer Handlungsfähigkeit, ihren 
Ressourcen, ihrer Resilienz und in 
ihren solidarischen Beziehungen 
stärken“.

Dafür ist es hilfreich, wenn pä-
dagogische Fachkräfte über fundier-
tes Fachwissen über das Ausmaß, 
die Folgen und relevante öff entliche 
Debatten verfügen, sowie über evi-
denzbasierte Informationen zu den 
Ursachen und wirksamen Gegen-
maßnahmen auf Bundes-, Landes- 
und kommunaler Ebene, wie auch 
in den jeweiligen Bildungseinrich-
tungen. „Das ist das Anliegen die-
ses Buches.“

Nun stellt Klundt aber auch fest, 
dass die öff entliche Beschäftigung 
mit Kinderarmut nicht gerade Sel-
tenheitswert hat: „Wer sich im Jahre 
2022/2023 mit dem Thema „Kin-
derarmut“ erstmalig beschäftigt, 

könnte fast den Eindruck ge-
winnen, dass buchstäblich al-
le gesellschaftlichen und poli-
tischen Instanzen (eigentlich 
schon immer) Kinderarmut ver-
meiden oder bekämpfen wol-
len.“

Seltsam sei nur, „warum 
(dann) die Kinderarmut in den 
letzten Jahrzehnten nicht wirk-
sam verhindert oder vermindert 
wurde, sondern sich eher noch 
gesteigert oder verfestigt hat.“

Hinderungsgründe, wa-
rum kluge und angemessene 
Vorschläge regelmäßig seit Jahr-
zehnten eher nicht angenommen 
oder angewandt würden, blieben 
oft unterbelichtet. Es sei deshalb 
zwar notwendig, die soziale La-
ge von Kindern zu erforschen; vor 
allem aber komme es darauf an, 
„wie diese Daten in der medialen, 
politischen und wissenschaftlichen 

Öff entlichkeit behandelt und ver-
handelt werden.“ Auch dazu die-
ne das Buch.

Das Buch spannt auf seinen knapp 
130 Seiten einen großen Bogen vom 
Ausmaß von Kinderarmut und ih-
ren Erscheinungsformen über die 
Folgen und Auswirkungen. Es be-

zieht Debatten und Diskurse zu 
Kinder- und Familienarmut sowie 
Reichtum mit ein.

Es geht auf Ursachen und Zu-
sammenhänge ein, welche, wie 
Klundt anmerkt, immer wieder 
mit Anlässen und Teil-Aspekten 
verwechselt werden und somit das 
wirksame Verändern der Verhält-
nisse behindern. 

Der Veränderung dient die Er-
örterung von notwendigen, kinder-
rechtsorientierten Maßnahmen und 
Alternativen, welche gesellschafts-
politische Rahmenbedingungen mit-
berücksichtigen.

Nicht zuletzt ist es Klundts Ver-
dienst, in diesem Buch ausführlich 
auch auf die „Konsequenzen der 
Corona-Krise für (arme) Kinder“ 
einzugehen. 

(wird fortgesetzt)
Herbert Storn

Es war der Hurrikan Katrina 
in New Orleans 2005, der dazu be-
nutzt wurde, das dortige öff entliche 
Schulsystem zu demontieren und in 
ein privates Charterschool-System 
zu verwandeln. Binnen 19 Mona-
ten wurde das öff entliche Schulsys-
tem nahezu vollständig durch privat 
betriebene Charterschools ersetzt: 
von 123 öff entlichen Schulen blie-
ben ganze vier übrig! Die Bildungs-
gutscheine, einzulösen bei privaten 
Bildungseinrichtungen, waren das 
Mittel der Umsetzung.

Außerdem kam der Tarifver-
trag für die Lehrkräfte in den Reiß-
wolf, 4.700 Gewerkschaftsmitglie-
der wurden gefeuert.

Friedmans Denkfabrik war be-
geistert: „Katrina vollbrachte an ei-
nem Tag …, was den Schulrefor-
mern von Louisiana in jahrelangen 
Versuchen nicht gelungen war.“

In eben diesem Florida regiert 
mit dem Republikaner Ron Des-
antis als Gouverneur ein rechter 
Hardliner, der auf seine Chance 
wartet, Präsident des ganzen Lan-
des zu werden.

Herbert Storn
https://www.gew.de/aktuelles/

detailseite/wir-sind-sehr-besorgt

Aus dem Kernland unserer „Werte-
gemeinschaft“ oder: Der Zusammenhang 
zwischen dem Aufstieg rechter
Parteien und dem Bildungsverfall

Andrew Spar  (Youtube)

Der Privilegienkampf
geht unvermindert weiter
Haushaltsentwurf des Bundesfi nanzministeriums für 2024: 
Minus 24 Prozent beim Bafög!
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Wir, die wir in der GEW aktiv gegen 
Waff enlieferungen und Sanktionen 
und für Verhandlungen zur Been-
digung des Krieges in der Ukraine 
eintreten, müssen feststellen, dass, 
sobald sich BefürworterInnen des 
Kriegs- und Sanktionskurses der 
Bundesregierung zu Wort melden, 
das Thema Krieg am liebsten aus 
der Debatte genommen werden soll, 
verbunden mit dem Hinweis auf 
Kontroversität und den Gedanken 
der „Einheitsgewerkschaft“. Der 
Krieg sei ein politisches und kein 
gewerkschaftspolitisches Thema.

Da nützt auch der Hinweis 
nichts, dass Krieg, die damit ver-
bundene Aufrüstung und Sankti-
onspolitik den Sozialstaat angrei-
fen, die gewerkschaftliche (Tarif)
Politik gewaltig einschränken und 
die gemeinwohlorientierte Infra-
struktur aushöhlen. Ein Blick in 
den Bundeshaushaltsentwurf für 
2024 zeigt die Gleichzeitigkeit von 
Militärausgaben, Auswirkungen 
der Sanktionspolitik, dem Sozial-
abbau und der Unterfi nanzierung 
der Infrastruktur. Mit 85,5 Milliar-
den Euro (nach NATO-Kriterien) – 
ohne den 100-Mrd-Sonderhaushalt 
– erreichen die Militärausgaben den 
höchsten Stand seit 1945! 

Ebenso wenig nützt der Hin-
weis (gerade in einer Bildungsge-
werkschaft) auf die zentrale päda go-
 gische Aufgabe, beide Seiten zu 
hören, den Kontext herauszuar-
beiten und keine Feindbilderzie-
hung zu betreiben. (Zu letzterem 
gibt es sogar auf unsere Initiative 
hin einen Beschluss des GEW-Ge-
werkschaftstags in Leipzig vom 
Sommer 2022)

Aber auch wir waren und sind 
ein aktiver Teil der GEW.

Auf der Homepage der GEW heißt 
es unter „GEW. Bildung gestalten“ 
im letzten Punkt: „Bundeswehr raus 
aus Schulen und Hochschulen! Frie-
densbildung stärken!“

Auch das scheint in Vergessen-
heit zu geraten.

Umso dankbarer können wir sein, 
dass der DGB-Vorsitzende von Hes-
sen-Thüringen, Michael Rudolph, 
auf der großen Veranstaltung Ini-
tiative Frieden schaff en! am 1. Ok-
tober 2023 in Frankfurt am Main 
folgende Grußworte übermittelte:

Es sei ein Irrglauben, dass immer 
mehr Waff en Frieden schaff en. Die 
Debatte dürfe nicht länger einseitig 
geführt werden. Man dürfe nicht in 
Kategorien von Sieg oder Nieder-
lage denken. Statt neuer Waff en-
lieferungen wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, Verhandlungen 
vorzubereiten. Für Europa brauche 
es eine neue Friedensordnung, eine 
Rüstungsexportkontrolle und nuk-
leare Abrüstung. Es sei absurd, dass 
die Finanzmittel für Schulen, Ge-

sundheit, den ökologischen Umbau 
der Wirtschaft fehlten, aber gleich-
zeitig aufgerüstet werde. Deshalb 
werde auch das 2-Prozent-Ziel für 
den Rüstungsanteil im Haushalt 
abgelehnt. 

Die GEW kann und darf sich aus 
dieser Auseinandersetzung nicht 
wegducken! 

Gerade eine Gewerkschaft, die sich 
die Bildung und Wissenschaft auf 
ihre Fahnen schreibt, muss sich mit 
den existentiellen Fragen unserer 
Gesellschaft auseinandersetzen. Und 
nichts ist existentieller als Krieg 
und Frieden.

Dazu gehören gerade jetzt die 
von der o.g. Veranstaltung genann-
ten Ziele:
—  für diplomatische Initiativen 
der Bundesregierung einzutreten, 
um möglichst zusammen mit EU-
Partnern und den BRICS-Staaten 
internationale Vorschläge für ei-
nen Waff enstillstand in der Ukrai-
ne und für Verhandlungen über ei-
ne neue Sicherheitsordnung in Eu-
ropa zu machen;
—  für Rüstungskontrolle, Rüs-
tungsbegrenzung und Abrüstung 
zu werben, gerade angesichts der 
steigenden Militärausgaben und ih-
rer dramatischen sozialen und öko-

logischen Auswirkungen bei uns 
und weltweit;
—  für die Leitidee der Gemein-
samen Sicherheit einzutreten, die 
eng verbunden ist mit den Zielen 
Nachhaltigkeit und Nord-Süd-Part-
nerschaft;
—  die „Europäisierung Europas“ 
(Willy Brandt) als Friedens- und 
Entspannungspolitik im Sinn der 
Charta von Paris mit neuem Leben 
zu erfüllen;
—  einen Beitrag zur Stärkung der 
Friedensbewegung zu leisten: „Frie-
den von unten“.

Dazu heißt es in dem von den Initi-
atoren der „Initiative Frieden schaf-
fen!“, Peter Brandt, Reiner Braun, 
Reiner Hoff mann, Michael Müller:

Wir leben in einem „Jahrzehnt 
der Extreme“. Es ist auch unsere 
Aufgabe, alles zu tun, dass es nicht 
katastrophal endet. Die Summe und 
Parallelität der Krisen sind jeden-
falls beängstigend, aber es scheint 
jedes Verständnis dafür verloren ge-
gangen zu sein, dass uns Mensch-
heitsgefahren bedrohen, die nur ge-
meinsam zu lösen sind.

Das ist eine Frage von Vernunft 
und Verantwortung.

Es gibt eine Vielzahl von Grün-
den, warum der Krieg in der Ukrai-
ne schnell gestoppt werden muss. Je-

85,5 Milliarden Euro + 100-Milliarden-Sonderhaushalt für 
Militär und Rüstung schnüren Sozialstaat und Gewerkschaften 
die Luft ab

den Tag werden Menschen sinnlos 
getötet, jeden Tag wächst die Ge-
fahr einer Eskalation des Krieges. 
Jeden Tag vertieft sich die Spal-
tung der Welt.

Aber wir brauchen eine gemein-
same Zukunft, auch mit Russland, 
um die großen Herausforderun-
gen zu bewältigen. Wir bekennen 
uns deshalb zu den Leitideen der 
Gemeinsamen Sicherheit und der 
Nachhaltigkeit.   (aus dem Aufruf)

Aufgabe der GEW müsste es mindes-
tens sein,

n gegen die „einseitige Abwertung kri-
tischer Stimmen“ einzutreten, wie es 
Prof. Hajo Funke ausgedrückt hat. 
Noch nie hatte es eine kritische Mei-
nung zur Ukraine-Politik so schwer 
wie gegenwärtig, wie die RednerIn-
nen auf der Frankfurter Veranstal-
tung fast unisono feststellten.

Dies wird im Übrigen auch 
durch die Mainzer Studie „Die Qua-
lität der Medienberichterstattung
über den Ukraine-Krieg“ – For-
schungsbericht zu ersten Befunden 
vom 15. 12. 2022 bestätigt.

n gegen die „Dreistigkeit von Politik 
und Leitmedien anzugehen, die den 
Hintergrund und Kontext des Ukrai-
ne-Krieges ausblenden, wie der ehe-

malige EU-Kommissar Günter Ver-
heugen beklagte. Hierzu gehörte es, 
die US-Hegemonie-Doktrin „Kei-
ne Macht darf stärker sein als die 
USA“ zur Kenntnis zu nehmen, 
aus der ihre weltweite Politik ab-
geleitet werden. Auch die Zustän-
de in der Ukraine, die immer noch 
zu den korruptesten Staaten zählt, 
würden hier nicht zur Kenntnis ge-
nommen.

n den Zusammenhang zwischen Hoch-
rüstung und Sozialabbau in den Bil-
dungseinrichtungen und in der Lehr-
kräftefortbildung zu vermitteln, wie 
es Helga Schwitzer (von 2007 bis 
2013 geschäftsführendes Vorstands-
mitglied der IG Metall, ehrenamtli-
che Richterin am Bundesarbeitsge-
richt in Erfurt) auf der Frankfurter 
Veranstaltung getan hat. (s.a. ihren 
Beitrag in der FR vom 29. 9. 2023)

Dafür treten wir ein. 

   
                                                                                                                          

Herbert Storn, Ariane Alba
Márquez, Jürgen Rentz,

Susanne Hüttig, Lothar Ott,
Inge Konradi, Heinrich Becker, 

Udo Haarstark, Jürgen
Klausenitzer (AG Krieg und

Frieden im BV FFM)

Lehren aus der Veranstaltung „Initiative Frieden schaffen!“ 
vom 1. Oktober 2023 in Frankfurt am Main ziehen

Am 1. 10. 2023 im Haus 
Gallus in Frankfurt am Main: 
Am Mikrofon: Barbara Dieck-
mann, bis 2009 Oberbür-
germeisterin von Bonn und 
ehemalige stellvertretende 
Bundesvorsitzende der SPD.
Auf dem Podium: Helga 
Schwitzer, bis vor kurzem 
Vorstandsvorsitzende der 
Deutschen Rentenversiche-
rung, ehemaliges Vorstands-
mitglied der IG-Metall,
Prof. Dr. Peter Brandt und
Hajo Funke, Prof. em. der
FU Berlin.
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Die Landeskasse ist leer

Wer hat reingegriffen ?
Im Jahr 2000 nahm das Land Hessen noch 1.400 Millionen € Körperschaftssteuer ein,
der Gewinnsteuer von Kapitalgesellschaften wie Opel, Deutsche Bank, Aventis,
Volkswagen usw.
2001 tröpfelten nur noch 91 Millionen € in die Landeskasse. 
2002 zahlte das Land sogar 165 Mio. Körperschaftssteuer an die Konzerne zurück. 

… Banken und Konzerne
Das war das Ergebnis der »im Ziel verfehlten … Steuerpolitik der rot-grünen Bundesre-
gierung«. So die Hessische Staatskanzlei. Aber: die CDU hat den Steuergeschenken für
die Banken und Konzerne damals zugestimmt und verlangt noch höhere Gewinnsteuer-
senkungen. 
Und sie denkt nicht daran, sich für die Rücknahme dieser »verfehlten Steuerpolitik«
einzusetzen, ebenso wenig die SPD und Grüne. 

… Die Vermögenden
1996 nahm Hessen noch 500 Millionen Euro Vermögenssteuer von den Villenbesitzern in
Kronberg, Bad Soden, Wiesbaden und anderswo ein. 
2002 waren es noch 40 Millionen €. 

Das war das Ergebnis der Abschaffung der Vermögenssteuer durch Kohl. 
CDU denkt nicht daran, die Vermögenssteuer wiedereinzuführen, ebenso wenig wie die
Spitzen von SPD und den Grünen.

… Die Spitzenverdiener
Auch die Senkung des Spitzensteuersatzes für Spitzenverdiener, z.B. die Vorstände von
Opel, Deutsche Bank, Volkswagen usw. brachte Hessen hunderte Millionen €
Steuerausfälle. Die CDU verlangt weitere massive Senkungen.

All das kostet Hessen seit 2001 mindestens zwei Milliarden € Steuerausfälle jährlich.
Angeblich dient das der »Bekämpfung der Arbeitslosigkeit«. Doch fest steht: Der
Kontostand von Kapitalgesellschaften und Spitzenverdienern stieg und die Arbeitslosig-
keit stieg auch.
Die Verschiebung von Geldern aus öffentlichen in private Kassen riss riesige Löcher in
den Landeshaushalt. Die Löcher müssen gestopft werden. Aber wie? 

Flugblatt-Vorderseite aus 2003 – auch heute noch aktuell

Kai Eicker-Wolf und Patrick Schrei-
ner haben ihre bisher einzeln veröf-
fentlichten „Wirtschaftsmärchen“ 
in einem Band zusammengefasst, 
der im  September 2023 im Papy-
Rossa-Verlag erschienen ist (Paper-
back, 270 Seiten, € 19,90)

Lehrkräfte im Bereich Politik und 
Wirtschaft kennen die gängigen 
Narrative:

„Die Löhne sind zu hoch.“ 
„Wachstum kommt allen zugute.“ 
„Der Sozialstaat ist unbezahlbar.“ 
„Private Unternehmen sind effi  zien-
ter als der Staat.“ „Hohe Steuern 
bremsen die Wirtschaft.“ 

Derlei Behauptungen machen 
Stimmung – für mehr Markt und 
weniger Politik, für mehr soziale 
Ungleichheit und weniger Umver-
teilung, für mehr Vereinzelung und 
weniger soziale Sicherheit. Sie sind 
Ausdruck eines neoliberalen Zeitge-
ists, der auf „unternehmerische Frei-
heit“, Konkurrenz, Privateigentum 
und „Eigenverantwortung“ setzt. 

In diesem Buch nehmen Patrick 
Schreiner und Kai Eicker-Wolf 101 

Der KLARtext-Verein mit Rainer 
Roth und Reinhard Frankl an der 
Spitze hat sich aufgelöst. Die GEW 
hat über Jahrzehnte mit KLARtext 
zusammengearbeitet. Rainer Roth 
war als Redner auf Veranstaltungen 
gefragt. Im Unterricht konnten die 
doppelseitigen Flugblätter zu aktu-
ellen wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Themen gut eingesetzt wer-
den. Selbst auf dem Heddernhei-
mer Faschingsumzug ist der Verein 
aufgetreten.

Den KLARtext-Blog wird es 
weiterhin geben. Ganz aktuell – 
vom 22. Oktober 2023: 

„Übertritt der Krim zu Russland 
2014: Selbstbestimmungsrecht oder 
Annexion?
Unser erster Blog-Beitrag nach Auf-
lösung des KLARtext-Vereins ent-
hält einen chronischen Abriss der 
zahlreichen Versuche der Krim seit 
1991, ihre Selbstverwaltungsrechte 

solcher Wirtschaftsmärchen unter 
die Lupe: Sie zeigen auf, weshalb 
diese falsch sind oder in die Irre 
führen; wem sie schaden und wem 
sie nutzen; welche Denkmuster und 
Annahmen hinter ihnen stehen. 

Und sie veranschaulichen, wie 
gefährliche Feindbilder ge-
schaff en werden: das vom teu-
ren Hängemattenstaat etwa, 
von halsstarrigen Gewerk-
schaften, von selbstsüchtigen 
Politikerinnen, von faulen Ar-
men oder von wirklichkeits-
fremden Sozialromantikern. 

Jenseits des  Geflunkers 
streitet dieses Buch für sozia-
le und demokratische Rechte
in einer solidarischen Gesell-
schaft.

Patrick Schreiner, Dr. phil., 
*1978, ist Politikwissen-
schaftler. Er arbeitet als Ge-
werkschafter in Berlin und 
publiziert unter anderem zu 
wirtschafts- und verteilungs-
politischen Themen sowie po-
litischer Theorie.

Kai Eicker-Wolf, Dr. phil., *1965, ist 
Ökonom. Er arbeitet als Gewerk-
schafter in Frankfurt am Main und 
publiziert unter anderem zu wirt-
schafts-, fi nanz- und bildungspoli-
tischen Themen.

auf dem Boden der Ukraine zu stär-
ken bzw. eine Wiedervereinigung 
mit Russland anzustreben. Der ge-
waltsame Sturz der Regierung Janu-
kowytsch im Februar 2014 machte 
alle Hoff nungen auf Anerkennung 
einer umfangreicheren Autonomie 
zunichte. Er führte seinerseits zum 
Sturz der Kiew verpfl ichteten Re-
gierungsbehörde auf der Krim und 
zu einem Referendum, das sich klar 
gegen den Verbleib in der Ukraine 
und für den Wiederanschluss an 
Russland aussprach.

Die Einschätzung des Westens, 
es hätte sich bei dem 2014 erfolgten 
Anschluss der Krim an Russ land um 
eine Annexion gehandelt, war die 
Begründung für die folgenden Wirt-
schafts-Sanktionen. Was aber, wenn 
der Beitritt zu Russland ein legiti-
mer Ausdruck des Völkerrechts in 
Form des Selbstbe stimmungsrechts 
der Völker gegen die Unterdrückung 
nationaler Minderheiten war?“

Im Rahmen des Internationalen 
Frauentags 2023 lud die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft 
Hessen zur Lesung von Teresa Bü-
cker aus ihrem aktuellen Buch „Al-
le_Zeit“ zu den Themen Arbeitszeit, 
Sorgearbeit und Ehrenamt ein.

Die Lesung knüpft an die Debatten 
der Online-Lesung der GEW Hes-
sen zum Internationalen Frauentag 
2022 mit Franziska Schutzbach aus 
„Die Erschöpfung der Frauen“ an. 
Die Lesung mit Teresa Bücker leistet 
einen wichtigen Beitrag zur GEW-
Kampagne „Zeit für mehr Zeit“.

Niklas Elsenbruch schrieb in der 
Süddeutschen Zeitung vom 20.10. 
2022: 

„Laut einer Studie des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes von 
2019 fühlen sich 53 Prozent der 
Arbeitnehmer häufi g oder sehr häu-
fi g während der Arbeit unter Zeit-
druck. (…) Die Eltern kleiner Kin-
der verrichten Erhebungen zufolge 
in der Woche mehr als 60 Stunden 
bezahlter und unbezahlter Arbeit.“ 
Und weiter:

„Das Kernproblem sei prinzipi-
eller: die zeitliche Unvereinbarkeit 
von Arbeit, Haushalt und Familie, 
geschweige denn Freizeit und poli-
tischem Engagement.“

‚Vier-in-einem-Perspektive‘
Teresa Bücker orientiere sich an der 
‚Vier-in-einem-Perspektive‘ der So-

ziologin Frigga Haug: „Jedem Er-
wachsenen sollen pro Tag je vier 
Stunden für Erwerbsarbeit, Sorge-
arbeit, Selbstfürsorge und gesell-
schaftspolitisches Engagement zur 
Verfügung stehen. (…) 

Die Bedeutung von Zeit als po-
litischer und kultureller Größe zeigt 
Bücker auch für die Teilhabe am 
demokratischen Leben: Drei Vier-
tel derjenigen, die sich noch nie eh-
renamtlich engagiert haben, nen-
nen Zeitmangel als Grund dafür. 
(…) Auch Engagement muss man 
sich leisten können.“ (…)

Alle diese Vorschläge sind zu be-
denken, verbleiben jedoch notge-
drungen (es ist ja das Buch einer 
Gesellschaftskritikerin, nicht ein 
Regierungsprogramm) in der Man-
müsste-Sphäre.

Die Schlagkraft von „Alle_
Zeit“ liegt in seiner Grundidee, 
die uns herausfordert, den zermür-
benden Takt unseres Alltagslebens 
gesamtgesellschaftlich zu hinter-
fragen. Dass wir dies endlich tun, 
hat nicht nur Bückers Buch, son-
dern haben wir alle uns verdient.

Zum Buch 
Soziale Gerechtigkeit bedeutet 
gerechte Verteilung von Zeit. 
Zeit ist die zentrale Ressour-
ce unserer Gesellschaft. Doch 
sie steht nicht allen gleicher-
maßen zur Verfügung. 

Teresa Bücker, eine der 
einfl ussreichsten Journalistin-
nen in Deutschland, macht 
konkrete Vorschläge, wie ei-
ne neue Zeitkultur aussehen 
kann, die für mehr Gerechtig-
keit, Lebensqualität und ge-
sellschaftlichen Zusammen-
halt sorgt.

Teresa Bücker: Alle Zeit. Eine 
Frage von Macht und Freiheit 
– Wie eine radikal neue, sozial 
gerechtere Zeitkultur aussehen 
kann Ullstein, Berlin 2022. 400 Seit-
en, 22 Euro. (Foto: Ullstein/SZ)

Jetzt endlich zusammen in einem Band:

Wirtschaftsmärchen. Hundertundeine Legende 
über Ökonomie, Arbeit und Soziales
– bestens geeignet für den (wirtschafts)politischen Unterricht

Zeitliche Unvereinbarkeit von Arbeit,
Haushalt und Familie, geschweige denn Freizeit 
und politischem Engagement

Stéphane Hessel, Jg. 1917, † 2013, 
als Résistance-Kämpfer nach Bu-
chenwald verschleppt, war später 
französischer Diplomat bei der UNO 
auf dem Gebiet der Menschenrechte.

Große Aufmerksamkeit erregte 
Hessel 93-jährig (!) mit seinem Essay 
„Empört Euch!“. Darin spricht er 
sich für die Wiederbelebung der Wer-
te der Résistance aus: „Das Grund-
motiv der Résistance war die Em-
pörung … Die Verantwortlichen in 
Politik und Wirtschaft, die Intel-
lektuellen, die ganze Gesellschaft 
dürfen sich nicht kleinmachen und 
kleinkriegen lassen von der interna-
tionalen Diktatur der Finanzmärk-
te, die es so weit gebracht hat, Frie-
den und Demokratie zu gefährden.“
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Mitreissende Einlagen am Klavier von Florian Brauer aus Kassel auf der Jubilarfeier des GEW-Bezirksverbands Frankfurt am 23. 6. 2023 
im DGB-Haus.

Am 2.11. 2023:
Wir sind zutiefst betroff en von der 
antisemitischen Schmiererei an der 
Fassade des Hochbunkers am Ort 
der zerstörten Synagoge der Israeli-
ti schen Religionsgesellschaft, in
dem wir, die Initiative 9. November 
Erinnerungsarbeit leisten.

Die Initiative 9. November e.V. 
wurde 1988 gegründet als Ant-
wort auf die Fehlentscheidung der 
Stadt Frankfurt, an dem Plan zum 
Bau eines neuen Gebäudes für die 
Stadtwerke am Börneplatz festzu-
halten, obwohl bei den Vorbereitun-
gen dazu Überreste des Jüdischen 
Ghettos zutage gefördert wurden.  
Diese Überreste wurden trotz der 
Proteste zugeschüttet. 

n Ostend – Blick in ein jüdisches 
Viertel
n Displaced Persons – Vom DP La-
ger Föhrenwald nach Frankfurt am 
Main
n Musik als Form geistigen Wi-
derstandes – Jüdische Musikerin-
nen und Musiker 1933 – 1945. Das 
Beispiel Frankfurt am Main.
n Jüdisches Leben in Deutschland 
heute, eine Foto Ausstellung

Skriebeleit über die Arbeit der KZ 
Gedenkstätte Flossenbürg berich-
tet. Als nächstes folgt am 4. 12. 23 
Andrea Riedle zur Arbeit der „To-
pographie des Terrors“ in Berlin. 
Anfang 2024 folgen weitere Veran-
staltungen zur Gedenkstätte am ehe-
maligen KZ Osthofen, zum Reichs-
parteigelände in Nürnberg und zu 
den KZ-Gedenkstätten Katzbach 
und Buchenwald.

Presseerklärungen der Initiative 9. November e.V. 
zu den antisemitischen/antizionistischen Schmierereien auf
der Wand des Hochbunkers an der Friedberger Anlage

Initiative 9. November stellt sich vor

Am 7. 7. 2023 verstarb Gabriele (Gabi) 
Kögel-Sell nach kurzer, schwerer Krank-
heit im Alter von 76 Jahren.

Nach Studium und Referendariat un-
terrichtete sie als Grundschullehrerin an 
der Holzhausenschule in Frankfurt. Dort 
hat sie mehrere Jahrgänge als Klassenleh-

rerin begleitet und besonders auch im deutsch-griechischen, bilingu-
alen Unterricht gearbeitet.

Gleichzeitig mit ihrem Eintritt in den Schuldienst ist sie in die Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft eingetreten. Sie arbeitete in 
der Fachgruppe Grundschulen und später im Bezirksvorstand Frank-
furt mit. 1988 wurde sie für die GEW in den Gesamtpersonalrat ge-
wählt, von 1992 bis 2000 war sie Vorsitzende dieses Gremiums. In 
dieser Zeit verschlechterten sich die Arbeitsbedingungen an den Schu-
len vor allem durch zahlreiche arbeitsverlängernde Maßnahmen der 
rot-grünen Landesregierung. 

Mit großem Einsatz und aller Entschiedenheit setzte sich Gabi 
mit Ihren Kolleg:innen im Gesamtpersonalrat wie auch im Frankfur-
ter Bezirksverband gegen die unsägliche Politik der Landesregierung, 
für die Interessen der Kolleg:innen an den Schulen ein. 

Die in dieser Funktion gesammelten Erfahrungen waren eine wich-
tige Voraussetzung für ihren weiteren berufl ichen Weg als Schulleite-
rin der Willemerschule in Frankfurt. Dieses Amt hat sie bis zu ihrer 
Pensionierung mit großem Engagement und Geschick im Umgang 
mit allen möglichen verschiedenen Verhandlungspartnern und Inter-
essengruppen ausgefüllt.

Neben ihrer berufl ichen Tätigkeit war Gabi lange Jahre gewerk-
schaftliche Vertreterin in der Hessischen Landesanstalt für privaten 
Rundfunk und neue Medien (LPR).

Alle, die mit ihr zusammengearbeitet haben, werden Gabi als cou-
ragierte Kollegin, die sich entschieden für die Interessen der Lehrkräf-
te aber auch der Schülerinnen, insbesondere in der Grundschule, ein-
gesetzt hat, in Erinnerung behalten.

Heidi Bachmayer, Christoph Baumann

Trauer um 
Gabriele Kögel-Sell

te mit ihren Klassen und Kursen, 
auch Grundschulklassen.

Der Kontakt kam allerdings 
bisher immer dadurch zustande, 
dass die jeweiligen Lehrkräfte uns 
gekannt haben oder auf aktuelle 
Presse-Veröff entlichungen reagiert 
haben. Wir laden Euch – GEW-Mit-
glieder – zu uns mit Euren Klassen/
Kursen in unsere Ausstellungen zu 
kommen. Für einige Ausstellungen 
bieten wir Unterrichtsmaterial an. 
Kontaktiert uns bitte, dann können 
wir gemeinsam überlegen, was für 
Eure Schülerinnen und Schüler am 
besten passt.
Wir würden uns sehr freuen, wenn 
wir mit unseren Ausstellungen dazu 
beitragen könnten, dass Frankfur-
ter Schülerinnen und Schüler auch 
durch Erinnerungsarbeit darin un-
terstützt werden, eine klare Hal-

n Zerstörte Synagogen in Deutsch-
land – virtuelle Rekonstruktion
n Jüdische Exlibriskultur im 20. 
Jahrhundert (diese Ausstellung 
schließt zum Ende dieses Jahres)
n In Planung ist die Ausstellung „Ei-
nige waren Nachbarn“ vom United 
States Holocaust Museum.

Zum anderen organisieren wir im 
Zusammenhang damit auch Ver-
anstaltungen, wie z.B. im Herbst 
2021 ein Konzert zu Ehren zweier 
von den Nazis verfolgter Frankfur-
ter Musiker – Frida und Erich Itor 
Kahn – oder Ende 2022 eine Musik-
Lesung „Im Auschwitz gab es keine 
Vögel“ mit Monika Held und Gre-
gor Praml. Am 20. September die-
ses Jahres haben wir eine Feier zur 
Rückkehr des Heine-Denkmals an 
die Friedberger Anlage gegenüber 
dem Bunker ausgerichtet. Aktuell 
sind wir mitten in einer Reihe über 
die Gedenkstätten „Orte der Ver-
störung – Orte der Erinnerung“. 
Am 16. 10. 23 hat Thomas Lutz ei-
nen Überblick über die Arbeit der 
Gedenkstätten seit den 80er Jah-
ren gegeben, am 13. 11. 23 hat Jörg 

Unser Ziel ist natürlich, die Kin-
der und Jugendlichen zu erreichen. 
Mit unseren Ausstellungen wird das 
schwierige Thema der Vernichtung 
der Europäischen Juden den Ju-
gendlichen auf alters-adäquate Wei-
se nähergebracht. Eltern kommen 
mit ihren Kindern häufi g in unse-
re Ausstellungen, ebenso Lehrkräf-

Beamten-
solidaritätsaktion

zur Tarifauseinander-
setzung TVH

Anfang März 2024

Personalrats-
wahlen

14./15. Mai 2024
Seit Anfang der 2000er Jahre hat die 
Initiative 9. November e.V. ihren Sitz 
in dem Hochbunker an der Fried-
berger Anlage, der auf den Grund-
mauern der von Nationalsozialis-
ten im Novemberpogrom zerstör-
ten Synagoge der Israelitischen Re-
ligionsgesellschaft gebaut ist. Dieser 
Ort ist ein besonderer: Er vereinigt 
in sich das Zerstörte – die zerstör-
te Synagoge – und das Zerstören-
de – den von den Nazis durch fran-
zösische Zwangsarbeiter gebauten 
Bunker. Als Zeitzeuge einerseits der 
zerstörten Jüdischen Kultur und an-
dererseits des mörderischen Dritten 
Reichs ist er in seinem Doppelcha-
rakter einmalig in Frankfurt.

Unser Ziel ist die Erinnerung an 
die durch die Nazis ermordeten Ju-
den sowie andere verfolgte Gruppen 
wach zu halten und dabei gleichzei-
tig dafür zu sorgen, dass der Hass 
auf die „Anderen“ sich heute und 
in Zukunft nicht wiederholt.

Dieser Aufgabe kommen wir auf 
zwei Wegen nach: Zum einen ha-
ben wir sechs Ausstellungen aufge-
baut, die besucht werden können:

tung gegen Antisemitismus, Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit 
zu entwickeln.

Renata Berlin
https://initiative-neunter-november.de

 

Der Hochbunker in der Friedberger Anlage – außen und innen (Bild unten)

Ein Mitglied unserer Initiative hat 
uns heute früh auf das unsägliche 
Graffi  ti hingewiesen. Der Vorfall 
ist der Polizei gemeldet und auch 
als Antisemitische Tat dem Rias. 
Im Laufe des Tages haben wir zahl-
reiche Anrufe erhalten und Unter-
stützung angeboten bekommen. Am 

frühen Nachmittag kam ein Maler 
und hat die Wand gestrichen.

Dann am 6.11.:
Zum Gedenken an die Opfer des
Massakers der Hamas am 7. 10. 
2023 und als Reaktion auf den am
vergangenen Mittwoch auf die Bun-
kerwand gesprühten antisemiti-
schen/antizionistischen Text, haben 
wir die Namen einiger Orte, in de-
nen Hamas Menschen massakriert 
hat, auf die Bunkerwand geschrie-
ben: Nir  Oz, Be´ eri, Nahal  Oz, 
Kfar  Aza. Sie sollen als das absolut
Böse in unsere Sprache Eingang fi n-
den, in eine Reihe mit Sabra und 
Shatila, Srebrenica und Butscha.

Renata Berlin,
Vorstand der Initiative

9. November e. V. 


